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Synoptische Darstellung des Verbleibs der 

„Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke“



sowie der


“Interpretationen zu den Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke:

-
Einzelfehlerkonzept - Grundsätze für die Anwendung des Einzelfehlerkriterium

-
2.6: „Einwirkungen von Außen“ - Grundsätze zur Bestimmung gefährlicher Stoffe im Sinne von Sicherheitskriterium 2.6 sowie zur Festlegung der notwendigen Schutzmaßnahmen gegen diese Stoffe

-
8.5: „Wärmeabfuhr aus dem Sicherheitseinschluss“ - Wird mit Sicherheitskriterium 8.5 ein Gebäudesprühsystem gefordert?

-
2.2: „Prüfbarkeit“ - Einordnung von Schadensereignissen, die wegen der bei wiederkehrenden Prüfungen eingeschränkten Prüfbarkeit unterstellt werden, in den Rahmen einer allgemeinen Fehlerbetrachtung

-
2.3: „Strahlenbelastung in der Umgebung“ - Grundsätze zur Ermittlung der sicherheitstechnisch wichtigen Anlagenteile im Hinblick auf das Erreichen des Schutzziels, die Strahlenbelastung in der Umgebung so gering wie möglich zu halten

-
2.6: „Einwirkungen von außen“ - Zu unterstellende Lastkombinationen und Kombinationen äußerer und innerer Einwirkungen

-
2.7: „Brand- und Explosionsschutz“ - Vorrang von Strahlenschutz oder Brand- und Explosionsschutz, besonders im Hinblick auf die Verqualmung des Sicherheitsbehälters

-
4.3: „Nachwärmeabfuhr nach Kühlmittelverlusten“ - Ist das Kriterium 4.3 auch auf Störfälle ohne Kühlmittelverlust mit Ausfall der Hauptwärmesenke anzuwenden?
“

Lesehinweise:

-
die synoptische Darstellung erfolgt anhand der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ vom 03. März 2015
, einschließlich dazugehöriger Interpretationen vom 03. März 2015
.

-
sofern eine Textentwicklung in den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ anhand der ursprünglichen Texte vorgenommen wurde, erfolgt eine Darstellung neuer Textteile durch Unterstreichungen, eine Löschung ursprünglicher Texte durch durchgestrichene Kennzeichnung (Löschung).

	Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke
	Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke (SiAnf)

	Krit.-Nr.
	Text
	Nr.
	Text
	Erläuterungen

	1.1
	Ein Kernkraftwerk muss so beschaffen sein und so betrieben werden, dass die Reaktoranlage jederzeit im bestimmungsgemäßen Betrieb und bei Störfällen sicher abgeschaltet und in abgeschaltetem Zustand gehalten, die Nachwärme abgeführt und die Strahlenexposition des Personals und der Umgebung unter Beachtung des Standes von Wissenschaft und Technik auch unterhalb derjenigen Dosisgrenzwerte so gering wie möglich gehalten werden kann, die durch die Vorschriften des Atomgesetzes und der auf Grund des Atomgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen festgesetzt sind. Die hierzu nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Sicherheitsvorsorge ist nach folgenden Grundsätzen vorzunehmen:
	Anwendungsbereich
	Die "Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke" gelten für Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität (Kernkraftwerke). Sie enthalten grundsätzliche und übergeordnete sicherheitstechnische Anforderungen im Rahmen des untergesetzlichen Regelwerks, welche der Konkretisierung der nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderlichen Vorsorge gegen Schäden durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage nach § 7 Absatz 2 Nr. 3 des Atomgesetzes (AtG) sowie von Anforderungen nach § 7d AtG dienen.
	

	
	
	2 (1)
	Zur Einhaltung der radiologischen Sicherheitsziele (siehe Abschnitt 2.5) sind die im Kernkraftwerk vorhandenen radioaktiven Stoffe durch technische Barrieren bzw. Rückhaltefunktionen (siehe Abschnitt 2.2) mehrfach einzuschließen und deren Strahlung ausreichend abzuschirmen. Die Wirksamkeit der Barrieren und Rückhaltefunktionen ist durch die Erfüllung von Schutzzielen (siehe Abschnitt 2.3) abzusichern. Es ist ein gestaffeltes Sicherheitskonzept zu realisieren, das die Erfüllung der Schutzziele und die Erhaltung der Barrieren und Rückhaltefunktionen auf mehreren gestaffelten Sicherheitsebenen sowie bei Einwirkungen von innen und außen gewährleistet (siehe Abschnitte 2.1 und 2.4).
	

	
	
	2.3 (2)
	Auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a sind folgende Anforderungen einzuhalten: 

Zur Kontrolle der Reaktivität:

· Reaktivitätsänderungen sind auf zulässige Werte zu beschränken, 

· der Reaktorkern muss sicher abgeschaltet und langfristig unterkritisch gehalten werden können,

· bei der Handhabung sowie Lagerung unbestrahlte und bestrahlter Brennelemente ist Unterkritikalität sicherzustellen. 

Zur Kühlung der Brennelemente:

· Kühlmittel und Wärmesenken sind stets in ausreichendem Umfang vorzusehen, 

· der Wärmetransport vom Brennstoff bis zur Wärmesenke ist sicherzustellen, 

· die Wärmeabfuhr aus dem Brennelementlagerbecken ist sicherzustellen. 

Zum Einschluss der radioaktiven Stoffe: 

· die sich auf den verschiedenen Sicherheitsebenen ergebenden mechanischen, thermischen, chemischen und durch Strahlung hervorgerufenen Einwirkungen auf die Barrieren oder Rückhaltefunktionen sind so zu begrenzen, dass deren Wirksamkeit zur Einhaltung der unter Abschnitt 2.5 angegebenen radiologischen Sicherheitsziele erhalten bleibt,
· die Barrierenfunktionen des Reaktorkühlkreislaufs und des Sicherheitsbehälters müssen erforderlichenfalls ausreichend schnell hergestellt werden können.
	

	
	1. Der erste und vorrangige Grundsatz wird gebildet durch hohe Anforderungen an die Auslegung und die Qualität der Anlage sowie an die Qualifikation (Fachkunde und Zuverlässigkeit) des Personals. 
	2.1 (13)
	Die Maßnahmen und Einrichtungen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie die Maßnahmen und Einrichtungen, die für die Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen erforderlich sind, müssen hohe Anforderungen an die Qualität und Zuverlässigkeit der Planung, Implementierung und Durchführung der Maßnahmen sowie der Auslegung, Fertigung, Errichtung und des Betriebs der Einrichtungen erfüllen. Die Anforderungen an die Qualität und Zuverlässigkeit orientieren sich an der sicherheitstechnischen Bedeutung der Maßnahmen und Einrichtungen.
	

	
	Bereits dadurch muss auch ohne Inanspruchnahme der Sicherheitseinrichtungen ein möglichst störfallfreier und umweltverträglicher Betrieb der Anlage gewährleistet sein.
	
	
	Implizit durch die Anforderungen zur Implementierung des Sicherheitsebenenkonzepts geregelt (siehe Abschnitt 2.1 und Nummer 4.1 (1) der SiAnf).

	
	Zu diesem Zweck sind sicherheitsfördernde Auslegungs-, Fertigungs- und Betriebsgrundsätze anzuwenden. Insbesondere sind zu verwirklichen:

-
Berücksichtigung ausreichender Sicherheitszuschläge bei der Auslegung der Systeme und Anlageteile;

-
Verwendung überprüfter Werkstoffe;

-
Instandhaltungsfreundlichkeit von Systemen und Anlageteilen unter besonderer Berücksichtigung der Strahlenexposition des Personals;

-
ergonomische Maßnahmen an den Arbeitsplätzen;

-
umfassende Qualitätssicherung bei Fertigung, Errichtung und Betrieb;

-
Durchführung von wiederkehrenden Prüfungen in angemessenem Umfang;

-
sichere Überwachung der Betriebszustände;

-
Aufzeichnung, Auswertung und sicherheitsbezogene Verwertung von Betriebserfahrungen.
	3.1 (2)
	Auf Maßnahmen und Einrichtungen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie die Maßnahmen und Einrichtungen, die für Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen erforderlich sind, sind bezüglich aller Betriebsphasen sicherheitsfördernde Auslegungs-, Fertigungs- und Betriebsgrundsätze anzuwenden (siehe auch Nummer 2.1 (13)), wie insbesondere:
a)
begründete Sicherheitszuschläge bei der Auslegung von Komponenten, in Abhängigkeit von deren sicherheitstechnischer Bedeutung; hierbei können in Bezug auf den Anwendungsfall anerkannte Regeln und Standards angewendet werden;

b)
Bevorzugung von inhärent sicher wirkenden Mechanismen bei der Auslegung;

c)
Verwendung qualifizierter Werkstoffe, Fertigungs- und Prüfverfahren sowie betriebsbewährter oder ausreichend geprüfter Einrichtungen;

d)
instandhaltungs- und prüffreundliche Gestaltung von Einrichtungen unter besonderer Berücksichtigung der Strahlenexposition des Personals;

e)
ergonomische Gestaltung der Arbeitsplätze;

f)
Sicherstellung und Erhalt der Qualitätsmerkmale bei Fertigung, Errichtung und Betrieb;

g)
Durchführung von wiederkehrenden Prüfungen in dem sicherheitstechnisch notwendigen Umfang;

h)
zuverlässige Überwachung der in den jeweiligen Betriebsphasen relevanten Betriebszustände;

i)
Aufstellung und Anwendung eines Überwachungskonzepts mit Überwachungseinrichtungen zur Erkennung und Beherrschung betriebs- und alterungsbedingter Schäden;
j)
Aufzeichnung, Auswertung und sicherheitsbezogene Verwertung von Betriebserfahrungen.
	

	
	Nach allgemeiner technischer Erfahrung können während der Lebensdauer einer Anlage Fehlfunktionen von Anlageteilen oder Systemen (anomale Betriebszustände) auftreten. Zur Beherrschung dieser anomalen Betriebszustände sind Systeme zur Betriebsführung und Betriebsüberwachung vorzusehen. Diese Systeme sind so auszulegen, dass Störfälle als Folge von anomalen Betriebszuständen mit ausreichender Zuverlässigkeit 1) vermieden werden.
	2.1 (3a)
	Das Sicherheitskonzept auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4b ist präventiv ausgerichtet. Es sind Maßnahmen und Einrichtungen vorzusehen, die
-
auf der Sicherheitsebene 1 das Eintreten

-
von Störungen vermeiden,

-
auf der Sicherheitsebene 2

-
eintretende Störungen beherrschen, 

-
das Eintreten von Störfällen vermeiden,
	

	
	1)"Anmerkung zur Methodik": Zur Überprüfung der Ausgewogenheit des Sicherheitskonzeptes sind - in Ergänzung der Gesamtbeurteilung der Sicherheit des Kernkraftwerkes auf Grund deterministischer Methoden - die Zuverlässigkeiten sicherheitstechnisch wichtiger Systeme und Anlageteile mit Hilfe probabilistischer Methoden zu bestimmen, soweit dieses nach dem Stand von Wissenschaft und Technik mit der erforderlichen Genauigkeit möglich ist.
	
	
	Erläuterung zur Fußnote: 
Aussagen zur Anwendung probabilistischer Methoden erfolgen in Nummer 5 (5a) und (5b) sowie im Anhang 5 Abschnitt 6.

	
	Als zweiter Grundsatz sind darüber hinaus Maßnahmen zur Beherrschung von Störfällen zu treffen. Hierfür sind ausreichend zuverlässige1) technische Sicherheitseinrichtungen vorzusehen. 
	
	-
auf der Sicherheitsebene 3

-
Störfälle beherrschen, 

-
das Eintreten von Ereignissen mit Mehrfachversagen von Sicherheitseinrichtungen verhindern, 
	Überführung der Inhalte dieses Absatzes in die Anforderungen der Nummer 2.1 (3a). Anforderungen an Sicherheitseinrichtungen siehe folgende Zeile.

	
	Diese Sicherheitseinrichtungen sind so auszulegen, dass sie das Personal und die Bevölkerung vor den Auswirkungen von Störfällen schützen. Dazu sind folgende Auslegungsgrundsätze anzuwenden:

-
Redundanz, Diversität, weitgehende Entmaschung von Teilsystemen, räumliche Trennung redundanter Teilsysteme;

-
sicherheitsgerichtetes Systemverhalten bei Fehlfunktion von Teilsystemen oder Anlageteilen;

-
Bevorzugung passiver gegenüber aktiven Sicherheitsfunktionen.
	3.1 (3)
	Zur Gewährleistung einer ausreichenden Zuverlässigkeit der Einrichtungen der Sicherheitsebene 3 (Sicherheitseinrichtungen) sind zusätzlich zu der Nummer 3.1 (2) folgende Auslegungsgrundsätze anzuwenden:

a)
Redundanz; 

b)
Diversität; 

c)
Entmaschung von redundanten Teilsystemen, soweit dieser sicherheitstechnische Nachteile nicht entgegenstehen;
d)
räumliche Trennung redundanter Teilsysteme;

e)
sicherheitsgerichtetes Systemverhalten bei Fehlfunktion von Teilsystemen oder Anlagenteilen;

f)
Bevorzugung passiver gegenüber aktiven Sicherheitseinrichtungen;

g)
die Hilfs- und Versorgungssysteme der Sicherheitseinrichtungen sind so zuverlässig auszulegen und gegen Einwirkungen zu schützen, dass sie die erforderliche hohe Verfügbarkeit der zu versorgenden Einrichtungen absichern;

h)
Automatisierung (in der Störfallanalyse sind von Hand auszulösende Schutzaktionen grundsätzlich nicht vor Ablauf von 30 Minuten zu kreditieren).
	















In Anlehnung an RSK LL Ziffer 7.2.1 (17).





In Anlehnung an Störfall-LL, Ziffer 4.9.

	
	Darüber hinaus sind in angemessenem Umfang vorsorglich organisatorische und technische Maßnahmen innerhalb und außerhalb der Anlage zur Feststellung und Eindämmung von Unfallfolgen vorzusehen.
	2.1 (1)
	...
Darüber hinaus sind in angemessenem Umfang für Anlagenzustände, die wegen ihrer geringen Eintrittshäufigkeit den o. g. Sicherheitsebenen nicht zugeordnet werden, vorsorglich weitere Maßnahmen und Einrichtungen zur Feststellung und Begrenzung der Folgen solcher Zustände vorzusehen. Deshalb sind im gestaffelten Sicherheitskonzept ergänzend auf den Sicherheitsebenen 4b und 4c Maßnahmen und Einrichtungen des anlageninternen Notfallschutzes vorzuhalten und zu planen. Diese Sicherheitsebenen sind durch die folgenden Anlagenzustände charakterisiert:

-
Sicherheitsebene 4b:
Ereignisse mit Mehrfachversagen von Sicherheitseinrichtungen

-
Sicherheitsebene 4c:
Unfälle mit schweren Brennelementschäden.
	

	
	
	2.1 (2)
	Für Unfälle mit schweren Brennelementschäden sind Maßnahmen zur Unterstützung des anlagenexternen Notfallschutzes zu planen, um die Folgen von Unfällen mit potenziellen oder tatsächlich eingetretenen Freisetzungen radioaktiver Stoffe in die Umgebung festzustellen und ihre Auswirkungen auf Mensch und Umwelt soweit wie möglich zu vermindern.
	

	
	
	2.1 (3a)
	Das Sicherheitskonzept auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4b ist präventiv ausgerichtet. Es sind Maßnahmen und Einrichtungen vorzusehen, die
-
...

-
auf der Sicherheitsebene 4a

-
sehr seltene Ereignisse beherrschen.

Auf der Sicherheitsebene 4b sind präventive Maßnahmen des anlageninternen Notfallschutzes vorzusehen, so dass bei Ereignissen mit Mehrfachversagen von Sicherheitseinrichtungen keine schweren Brennelementschäden auftreten.
	

	
	
	2.1 (3b)
	Auf der Sicherheitsebene 4c sind mitigative Maßnahmen des anlageninternen Notfallschutzes vorzusehen, mit denen, unter Einschluss aller verfügbaren Maßnahmen und Einrichtungen, bei Unfällen mit schweren Brennelementschäden die Integrität des Sicherheitsbehälters so lange wie möglich erhalten wird, Freisetzungen radioaktiver Stoffe in die Umgebung unter Beachtung von Nummer 2.5 (1) ausgeschlossen oder begrenzt werden und ein langfristig kontrollierbarer Anlagenzustand erreicht werden kann.
	

	2.1
	Qualitätsgewährleistung

Die Qualität aller Anlageteile1) eines Kernkraftwerkes muss ihrer sicherheitstechnischen Bedeutung entsprechen. Zu ihrer Gewährleistung sind bei Auslegung, Fertigung, Errichtung und Prüfung sowie Betrieb und Instandhaltung der sicherheitstechnisch wichtigen Anlageteile solche Grundsätze und Verfahren anzuwenden, die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik den besonderen sicherheitstechnischen Erfordernissen der Kerntechnik angemessen sind. Anerkannte Regeln der Technik sind im Einzelfall hierauf zu überprüfen. 

1)Zu den Anlageteilen zählen hier und im folgenden auch die Bauwerke.
	3.1 (1)
	Bei Auslegung, Fertigung, Errichtung und Prüfung sowie Betrieb und Instandhaltung der sicherheitstechnisch wichtigen Anlagenteile sind Grundsätze und Verfahren anzuwenden, die den besonderen sicherheitstechnischen Erfordernissen der Kerntechnik entsprechen. Bei Anwendung von anerkannten Regeln der Technik sind diese im Einzelfall daraufhin zu überprüfen, ob sie in Bezug auf den Anwendungsfall dem Stand von Wissenschaft und Technik entsprechen.
	

	
	Die sicherheitstechnischen Aufgaben aller Anlageteile müssen klar definiert und dokumentiert sein. Entsprechend ihrer sicherheitstechnischen Bedeutung müssen für alle Anlageteile mit sicherheitstechnischer Bedeutung Auslegungsvorschriften, Werkstoffvorschriften, Bauvorschriften und Prüfvorschriften sowie Betriebsvorschriften und Instandhaltungsvorschriften aufgestellt und angewendet werden. In den Prüfvorschriften sind Vorprüfung, Werkstoffprüfungen, Bauprüfungen, Druckprüfungen, Abnahmeprüfungen und Funktionsprüfungen sowie regelmäßig wiederkehrende Prüfungen im einzelnen festzulegen. Die Einhaltung dieser Vorschriften ist im Rahmen eines Qualitätsgewährleistungsprogramms zu überwachen. Das Ergebnis der Qualitätsüberwachung mit den Ergebnissen der Prüfungen ist zu dokumentieren. Die zur Beurteilung der Qualität notwendigen Unterlagen über Auslegung, Fertigung, Errichtung und Prüfungen sowie Betrieb und Instandhaltung der sicherheitstechnisch wichtigen Anlageteile müssen während der gesamten Lebensdauer der Anlage verfügbar sein.
	6 (4)
	Entsprechend ihrer sicherheitstechnischen Bedeutung müssen für alle sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen Spezifikationen, Auslegungsvorschriften, Werkstoffvorschriften, Bauvorschriften und Prüfvorschriften sowie Betriebsvorschriften und Instandhaltungsvorschriften vorhanden sein. 

In den Prüfvorschriften sind Vorprüfungen, Werkstoffprüfungen, Bauprüfungen, Druckprüfungen, Abnahmeprüfungen und Funktionsprüfungen sowie regelmäßig wiederkehrende Prüfungen im Einzelnen festzulegen.

Die Einhaltung dieser Vorschriften ist im Rahmen eines Qualitätsgewährleistungsprogramms zu überwachen. Das Ergebnis der Qualitätsüberwachung mit den Ergebnissen der Prüfungen ist zu dokumentieren. Die zur Beurteilung der Qualität notwendigen Unterlagen über Auslegung, Fertigung, Errichtung und Prüfungen sowie Betrieb und Instandhaltung der sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen sind bis zum Abbau der Einrichtungen verfügbar zu halten.
	

	2.2
	Prüfbarkeit

Alle Anlageteile müssen so beschaffen und angeordnet sein, dass sie entsprechend ihrer sicherheitstechnischen Bedeutung oder Aufgabe vor ihrer Inbetriebnahme und danach in regelmäßigen Zeitabständen in hinreichendem Umfang geprüft und gewartet werden können. 
	3.1 (12)
	Prüfung und Wartung
Alle sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen müssen so beschaffen und angeordnet sein, dass sie entsprechend ihrer sicherheitstechnischen Bedeutung und Aufgabe vor ihrer Inbetriebnahme und danach in regelmäßigen Zeitabständen in hinreichendem Umfang geprüft und gewartet werden können, um den spezifikationsgerechten Zustand feststellen und sich anbahnende Abweichungen von prüfbaren Qualitätsmerkmalen erkennen zu können.

Die Funktion von sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen ist unter Bedingungen, die möglichst dem Anforderungsfall entsprechen, im erforderlichen Umfang zu prüfen.
	

	
	Wenn an Anlageteilen regelmäßig wiederkehrende Prüfungen nach dem Stand der Technik nicht in dem für die Erkennung etwaiger Mängel erforderlichen Umfang durchgeführt werden können, so müssen 
	3.1 (12a)
	Wenn an Einrichtungen regelmäßig wiederkehrende Prüfungen nach dem Stand der Technik nicht in dem für die Erkennung etwaiger Mängel erforderlichen Umfang durchgeführt werden können, ist sicherzustellen, dass für die nicht oder nur eingeschränkt prüfbaren Bereiche Vorkehrungen gegen ein Versagen durch mögliche Schädigungsmechanismen, wie Ermüdung, Korrosion und andere Alterungsmechanismen, derart getroffen sind, dass aus dem Betrieb und nach dem Stand von Wissenschaft und Technik für diesen Bereich keine sicherheitstechnisch relevante Schädigung zu besorgen ist, eine Herstellungsdokumentation vorliegt und daraus keine Auffälligkeiten oder Abweichungen von den einzuhaltenden Vorgaben abzuleiten sind.
	

	
	für die Beherrschung möglicher Folgen aus diesen Mängeln solche Sicherheitsvorkehrungen getroffen sein, dass die Reaktoranlage auch bei den unter diesen Umständen in Betracht zu ziehenden Ereignissen sicher abgeschaltet und in abgeschaltetem Zustand gehalten, die Nachwärme abgeführt und die Ableitung oder eine etwaige Freisetzung radioaktiver Stoffe unter Beachtung der Regeln von Wissenschaft und Technik auch unterhalb der zugelassenen Werte so gering wie möglich gehalten wird.
	3.1 (12b)
	Im Falle einer solchen eingeschränkten Prüfbarkeit sind für die Beherrschung trotz der Vorkehrungen gemäß Nummer 3.1 (12a) zu unterstellender möglicher Folgen aus diesem Mangel Maßnahmen und Einrichtungen derart vorzusehen, dass bei den unter diesen Umständen in Betracht zu ziehenden Ereignissen die Einhaltung der jeweiligen sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien sichergestellt ist.
	

	2.3
	Strahlenexposition in der Umgebung

Zum Schutz der Umgebung vor den Auswirkungen des Kernkraftwerkes muss gewährleistet sein, dass alle sicherheitstechnisch wichtigen Anlageteile so ausgelegt sind und sich in einem solchen Zustand befinden und gehalten werden, dass die Strahlenexposition in der Umgebung durch Direktstrahlung aus der Anlage sowie Ableitung und etwaige Freisetzung radioaktiver Stoffe unter Beachtung des Standes von Wissenschaft und Technik auch unterhalb der zugelassenen Werte so gering wie möglich gehalten wird.

Zu diesem Zweck müssen diese Anlageteile so beschaffen und gegen Einwirkungen geschützt sein, dass sie im bestimmungsmäßigen Betrieb und bei Störfällen ihre sicherheitstechnischen Aufgaben erfüllen können.
	2.5 (1)
	Auf den Sicherheitsebenen 1 und 2

-
ist die Strahlenexposition des Personals bei allen Tätigkeiten unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls auch unterhalb der Grenzwerte der Strahlenschutzverordnung so gering wie möglich zu halten,
-
hat jede Ableitung radioaktiver Stoffe mit Luft oder Wasser kontrolliert auf den dafür vorgesehenen Ableitungspfaden zu erfolgen; die Ableitungen sind zu überwachen und nach Art und Aktivität zu dokumentieren und zu spezifizieren, und es
-
ist jede Strahlenexposition oder Kontamination von Mensch und Umwelt durch Direktstrahlung aus der Anlage sowie durch die Ableitung radioaktiver Stoffe unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls auch unterhalb der Grenzwerte der Strahlenschutzverordnung so gering wie möglich zu halten.
Auf der Sicherheitsebene 3

-
sind bei der Planung von Tätigkeiten zur Beherrschung von Ereignissen, zur Minderung ihrer Auswirkungen oder zur Beseitigung ihrer Folgen für die Strahlenexposition des Personals höchstens die einschlägigen Grenzwerte der Strahlenschutzverordnung zu Grunde zu legen,
-
sind für die Auslegung der Anlage zum Schutz der Bevölkerung vor freisetzungsbedingten Strahlenexpositionen höchstens die einschlägigen Störfallplanungswerte der Strahlenschutzverordnung zu Grunde zu legen,
-
hat eine etwaige Freisetzung auf analysierten Freisetzungspfaden zu erfolgen; die Freisetzung ist zu überwachen und nach Art und Aktivität zu dokumentieren und zu spezifizieren, und es
-
sind die radiologischen Auswirkungen innerhalb und außerhalb der Anlage unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls so gering wie möglich zu halten.
	Mit Nummer 2.5 (1) erfolgt die Einordnung der Anforderungen der StrlSchV in das dargestellte gestaffelte Sicherheitskonzept. Änderungen des gültigen Regelwerks sind damit nicht verbunden. Die Anforderungen an den Strahlenschutz auf der Sicherheitsebene 4 gründen sich auf das Sicherheitsebenen übergreifende Gebot zur Dosisreduzierung gemäß § 6 StrlSchV.

	2.4
	Strahlenexposition in der Anlage

Alle Anlageteile eines Kernkraftwerkes, die radioaktive Stoffe enthalten oder enthalten können, müssen so beschaffen, angeordnet und abgeschirmt sein, dass die Strahlenexposition von Personen bei allen im bestimmungsgemäßen Betrieb erforderlichen Tätigkeiten unter Beachtung der Regeln von Wissenschaft und Technik auch unterhalb der zugelassenen Werte so gering wie möglich ist. Zur Erfüllung dieses Grundsatzes müssen die Anlageteile insbesondere auch instandhaltungsfreundlich beschaffen und angeordnet sein.
	2.5 (2)
	Alle sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen eines Kernkraftwerks müssen so ausgelegt, in einem solchen Zustand gehalten und so gegen Einwirkungen von innen und außen sowie Notstandsfälle geschützt werden, dass sie ihre sicherheitstechnischen Aufgaben zur Einhaltung der Anforderungen gemäß der Nummer 2.5 (1) erfüllen.
Alle Einrichtungen eines Kernkraftwerks, die radioaktive Stoffe enthalten oder enthalten können, müssen so beschaffen, angeordnet und abgeschirmt sein, dass bezüglich der Strahlenexposition von Personen bei allen auf den Sicherheitsebenen 1 und 2 erforderlichen Tätigkeiten sowie bei der Planung von Tätigkeiten zur Beherrschung von Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a, bei Einwirkungen von innen und außen, bei Notstandsfällen sowie im Rahmen von Maßnahmen des anlageninternen Notfallschutzes die einschlägigen Anforderungen gemäß der Nummer 2.5 (1) erfüllt werden.
	

	2.5
	Die Arbeitsplätze und Arbeitsabläufe im Kernkraftwerk sind unter Berücksichtigung ergonomischer Gesichtspunkte so zu gestalten, daß sie die Voraussetzungen für ein sicherheitstechnisch optimales Verhalten der Beschäftigten bieten.
	3.8 (4)
	Die Warte und die Notsteuerstelle sind unter Berücksichtigung ergonomischer Gesichtspunkte so zu gestalten, dass die Voraussetzungen für das sicherheitstechnisch erforderliche Verhalten der Beschäftigten gegeben sind.
	

	2.6
	Einwirkungen von außen

Alle Anlageteile, die erforderlich sind, den Kernreaktor sicher abzuschalten, ihn in abgeschaltetem Zustand zu halten, die Nachwärme abzuführen oder eine etwaige Freisetzung radioaktiver Stoffe zu verhindern, müssen so ausgelegt sein und sich in einem solchen Zustand befinden und gehalten werden, dass sie ihre sicherheitstechnischen Aufgaben auch bei naturbedingten Einwirkungen, soweit sie in Betracht zu ziehen sind, wie Erdbeben, Erdrutsch, Sturm, Hochwasser, Sturmflut, sowie möglichen Einwirkungen von biologischen Organismen (z.B. Vogelschwärme, Muschelbewuchs in Kühlwasserleitungen) oder sonstige Einwirkungen von außen, wie Störmaßnahmen Dritter, Flugzeugabsturz, Einwirkungen von gefährlichen, insbesondere explosionsfähigen Stoffen und Bergschäden, erfüllen können. 
	2.4 (1)
	Alle Einrichtungen, die erforderlich sind, den Kernreaktor sicher abzuschalten und in abgeschaltetem Zustand zu halten, die Nachwärme abzuführen oder eine Freisetzung radioaktiver Stoffe zu verhindern, sind so auszulegen und müssen sich dauerhaft in einem solchen Zustand befinden, dass sie ihre sicherheitstechnischen Aufgaben auch bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen (siehe Anhang 3) erfüllen.

Hinweis
Anforderungen an diese Einrichtungen, die im Hinblick auf Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkungen Dritter zu beachten sind, sind nicht Gegenstand der "Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke".

Sofern bei Einwirkungen von innen oder außen spezifische Anforderungen im Hinblick auf die Einhaltung radiologischer Sicherheitsziele gelten, sind diese in Anhang 3 bei den betroffenen Einwirkungen aufgeführt.
	

	
	Der Auslegung dieser Anlageteile sind zugrunde zu legen:

1.
die jeweils folgenschwersten naturbedingten Einwirkungen oder sonstigen Einwirkungen von außen, die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik an dem betreffenden Standort berücksichtigt werden müssen;

2.
Kombinationen mehrerer naturbedingter Einwirkungen oder sonstiger Einwirkungen von außen sowie Kombinationen dieser Einwirkungen mit Störfällen, soweit das gleichzeitige Eintreten auf Grund der Wahrscheinlichkeit und des Schadensausmaßes in Betracht gezogen werden muss.
	4.2 (1)
	Der Auslegung der Einrichtungen gemäß Nummer 2.4 (1) sind zu Grunde zu legen:

a)
die jeweils folgenschwersten Einwirkungen von innen oder zu unterstellender Einwirkungen von außen;

b)
die Besonderheiten lange andauernder Einwirkungen von außen;
c)
Kombinationen mehrerer zu unterstellender Einwirkungen von außen (z. B. Erdbeben, Hochwasser, Sturm, Blitz) sowie aus Notstandsfällen untereinander oder Kombinationen dieser Einwirkungen mit anlageninternen Ereignissen (z. B. Rohrleitungsbruch, Brände in der Anlage, Notstromfall). Diese Kombinationen müssen dann unterstellt werden, wenn die zu kombinierenden Ereignisse in einem kausalen Zusammenhang stehen können oder wenn ihr gleichzeitiges Eintreten auf Grund der Wahrscheinlichkeit und des Schadensausmaßes in Betracht zu ziehen ist.
	Erläuterungen: Integration der Ausführungen aus den Interpretationen zum Sicherheitskriterium 2.6 in 4.2 (1) b).

	
	Die erkennbare zukünftige Entwicklung der Eigenschaften des Standortes muss berücksichtigt werden.
	4.2 (2)
	Als die folgenschwersten Einwirkungen von außen sind diejenigen Einwirkungen zu unterstellen, die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik standortspezifisch anzunehmen sind. Dabei ist auch die zukünftige Entwicklung der Eigenschaften des Standortes im Hinblick auf die zu betrachtenden Einwirkungen von außen einzubeziehen.
	

	2.7
	Brandschutz und Explosionsschutz

Es sind die erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung von Bränden und Explosionen in der Anlage zu treffen.
	Anhang 3
3.2.1 (1)






Anhang 3
3.2.9.1
	Es sind Maßnahmen und Einrichtungen zum Schutz vor anlageninternen Bränden und deren Folgewirkungen sowohl innerhalb als auch außerhalb von Gebäuden vorzusehen. Unzulässige Auswirkungen von Bränden und deren Folgewirkungen sind durch Vorkehrungen des aktiven und passiven Brandschutzes zu verhindern.

……..


Anlageninterne Explosionen
Allgemeine Anforderungen
………

	

	
	Die sicherheitstechnisch wichtigen Anlageteile müssen so beschaffen und angeordnet sein, dass die Erfüllung ihrer Aufgaben durch Brände und Explosionen nicht verhindert wird.
	2.4 (1)










2.4 (2)












2.4 (3)
	Alle Einrichtungen, die erforderlich sind, den Kernreaktor sicher abzuschalten und in abgeschaltetem Zustand zu halten, die Nachwärme abzuführen oder eine Freisetzung radioaktiver Stoffe zu verhindern, sind so auszulegen und müssen sich dauerhaft in einem solchen Zustand befinden, dass sie ihre sicherheitstechnischen Aufgaben auch bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen (siehe Anhang 3) erfüllen.
Es ist sicherzustellen, dass Ereignisse aus Einwirkungen von innen und außen oder aus Notstandsfällen, die die bestimmungsgemäße Funktion von Sicherheitseinrichtungen unzulässig beeinträchtigen könnten, gemäß Nr. 2.1 (5) entweder verhindert oder in ihren Auswirkungen ausreichend begrenzt werden. Dabei sind vorrangig passive Einrichtungen vorzusehen. Ist eine hinreichend zuverlässige Vermeidung unzulässiger Folgewirkungen durch passive Einrichtungen nicht gegeben, so sind zuverlässige aktive Maßnahmen vorzusehen.
Die zueinander redundanten Teilsysteme von Sicherheitseinrichtungen sind räumlich getrennt aufzustellen oder so zu schützen, dass bei Einwirkungen von innen ein redundanzübergreifender Ausfall verhindert wird.
	Konkretisierungen siehe in Anhang 3, Abschnitte 3.2.1 und 3.2.9.

	
	Geeignete Einrichtungen zur frühzeitigen Erkennung und Bekämpfung von Bränden und Explosionsgefahren müssen vorhanden sein.
	Anhang 3
3.2.1 (2)
	Die Brandschutzmaßnahmen sind so zu planen und auszuführen, dass eine gestaffelte Abwehr realisiert wird:
-
Es müssen geeignete Maßnahmen und Einrichtungen vorhanden sein, die die Entstehung von Bränden vermeiden.
-
Dennoch entstandene Brände müssen frühzeitig erkannt und bekämpft werden.
-
Die Ausbreitung eines nicht gelöschten oder nicht selbst verlöschenden Brandes ist zu begrenzen.
	

	
	
	Anhang 3
3.2.9.1 (3)
	Die Explosionsschutzmaßnahmen sind so zu planen und auszuführen, dass eine gestaffelte Abwehr realisiert wird. Die Maßnahmen und Einrichtungen sollen

-
die Entstehung eines explosionsfähigen Gemisches verhindern,
-
die Zündung eines dennoch entstandenen explosiven Gemisches verhindern und
-
die Auswirkungen einer Explosion soweit begrenzen, dass keine unzulässigen sicherheitstechnischen Auswirkungen auftreten.
	

	
	Sie müssen so beschaffen und gesichert sein, dass sie nicht ihrerseits bei Störungen und Schäden an ihnen oder bei Fehlbedienung die Funktionsfähigkeit sicherheitstechnisch wichtiger Anlageteile gegebenenfalls unter Berücksichtigung von deren Redundanzen beeinträchtigen.
	Anhang 3
2 (5)
	Vorsorgemaßnahmen, die zur Verhinderung von Ereignissen gemäß Anhang 2 sowie gemäß den folgenden Abschnitten 3 und 4 vorgesehen sind, müssen so beschaffen sein, dass sie bei zu unterstellenden Störungen oder Schäden an ihnen oder bei Fehlbedienung/Fehlhandlung die bestimmungsgemäße Funktion des Sicherheitssystems, der Notstandseinrichtungen und weiterer für die Sicherheit erforderlicher Einrichtungen nicht beeinträchtigen.
	

	2.8
	Zugangskontrolle, abzusperrende Bereiche

Das gesamte Kraftwerksgelände und zusätzlich Anlagebereiche innerhalb und außerhalb desselben, die besonders schutzbedürftig sind, müssen gegen den Zutritt Unbefugter gesichert sein. Die Zugänge zu diesen Bereichen müssen so eingerichtet sein, dass eine lückenlose Überwachung des Personen- und Güterverkehrs durchführbar ist.
	
	Zugangskontrolle, abzusperrende Bereiche

Das gesamte Kraftwerksgelände und zusätzlich Anlagebereiche innerhalb und außerhalb desselben, die besonders schutzbedürftig sind, müssen gegen den Zutritt Unbefugter gesichert sein. Die Zugänge zu diesen Bereichen müssen so eingerichtet sein, dass eine lückenlose Überwachung des Personen- und Güterverkehrs durchführbar ist.
	Kriterien für die Anlagensicherung sind gemäß Auftrag des BMU nicht in den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ formuliert. Hierzu bestehen gesonderte Regelungen des BMU.

	2.9
	Fluchtwege und Kommunikationsmittel

Das Kernkraftwerk muss einfache, deutlich und dauerhaft gekennzeichnete und ausfallsicher beleuchtete Fluchtwege haben.
	3.8 (6)



Anhang 3
3.2.1 (17)






Anhang 3
3.2.1 (18)
	Es müssen Rettungswege vorhanden sein zur Rettung und Flucht von Menschen aus allen Gefahrensituationen.

Durch geeignete Maßnahmen und Einrichtungen für eine frühzeitige Gefahrenerkennung, Gefahrenmeldung und Aufforderung zur Flucht sowie geeignete Vorkehrungen für einen schnellen Flucht- und Rettungsvorgang über Rettungswege ist sicherzustellen, dass Personen im Gefahrenfall schnell und sicher ins Freie gelangen und von außen gerettet werden können.

Innerhalb der Gebäude sind Rettungswege anzuordnen. Diese müssen so vor Brandeinwirkungen geschützt werden, dass sie ausreichend lange zur Verfügung stehen, um die Selbstrettung, die Fremdrettung von Personen, die Brandbekämpfung sowie sicherheitstechnisch erforderliche Personalhandlungen zu ermöglichen.


	

	
	Es müssen geeignete Alarmeinrichtungen und Kommunikationsmittel vorhanden sein, durch die allen in der Anlage anwesenden Personen von mindestens einer zentralen Stelle aus Anweisungen für das Verhalten bei Störfällen gegeben werden können.
	3.8 (5)
	Es müssen geeignete Alarmierungseinrichtungen und Kommunikationsmittel vorhanden sein, durch die allen in der Anlage anwesenden Personen von mindestens einer zentralen Stelle aus Verhaltensanweisungen bei Ereignissen auf allen Sicherheitsebenen gegeben werden können.
	

	
	Die für die Sicherheit des bestimmungsgemäßen Betriebs, die Beherrschung von Störfällen und darüber hinaus auch bei unvorhersehbaren Ereignisabläufen erforderliche Kommunikation innerhalb des Kernkraftwerkes und nach außerhalb muss jederzeit gewährleistet sein.
	
	
	„Interpretation 5“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die baulichen Anlagenteile, Systeme und Komponenten“, Abschnitt 8.1 sowie „Interpretation 7“: „Anforderungen an den anlageninternen Notfallschutz“, Abschnitt 8.

	2.10
	Stillegung und Beseitigung von Kernkraftwerken

Kernkraftwerke müssen so beschaffen sein, dass sie unter Einhaltung der Strahlenschutzbestimmungen stillgelegt werden können. Ein Konzept für eine Beseitigung nach der endgültigen Stilllegung unter Einhaltung der Strahlenschutzbestimmungen muss vorhanden sein.
	3.11 (7)
	Kernkraftwerke müssen so beschaffen sein, dass sie unter Einhaltung der Strahlenschutzbestimmungen stillgelegt werden können. Es muss ein Konzept für eine Beseitigung nach der endgültigen Stilllegung unter Einhaltung der Strahlenschutzbestimmungen vorhanden sein.
	

	3.1
	Der Reaktorkern, die zugehörigen Kühlsysteme und die in Frage kommenden Teile der Meßsysteme, Steuersysteme und Regelsysteme sowie das Reaktorschutzsystem und eine der Abschalteinrichtungen müssen so ausgelegt und hergestellt sein, daß die Einhaltung der jeweils für den bestimmungsgemäßen Betrieb und für Störfälle spezifizierten Grenzwerte für die Belastung der Brennelemente und der übrigen sicherheitstechnisch wichtigen Anlageteile während ihrer gesamten Einsatzzeit gewährleistet ist.
	3.2 (2)
	Der Reaktorkern, die relevanten Einrichtungen zur Überwachung, Regelung und Begrenzung der Reaktorleistung und zur Abschaltung des Reaktors sind so auszulegen, herzustellen und in einem solchen Zustand zu halten, dass im Zusammenwirken mit den Kühlsystemen für den Reaktorkern die jeweiligen Auslegungsgrenzen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a eingehalten werden.
	

	3.2
	Der Reaktorkern muß so ausgelegt sein, daß auf Grund prompter Rückkopplungseigenschaften die in Betracht zu ziehenden schnellen Reaktivitätsanstiege so weit abgefangen werden, daß im Zusammenwirken mit den übrigen inhärenten Eigenschaften der Anlage und den Abschalteinrichtungen sicherheitstechnisch bedeutsame Schäden im Reaktorkern und Kühlmittelkreislauf nicht eintreten.
	3.2 (3)
	Der Reaktorkern ist so auszulegen, dass auf Grund inhärenter reaktorphysikalischer Rückkopplungseigenschaften die in Betracht zu ziehenden schnellen Reaktivitätsanstiege so weit abgefangen werden, dass im Zusammenwirken mit den übrigen inhärenten Eigenschaften der Anlage und den Begrenzungs- oder Abschalteinrichtungen die jeweils auf den Sicherheitsebenen geltenden sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien eingehalten werden.
	

	3.3
	Die Einbauten des Reaktordruckbehälters müssen so beschaffen und angeordnet sein, dass im bestimmungsgemäßen Betrieb die jeweils spezifizierten Grenzwerte für ihre Belastung nicht überschritten werden. Darüber hinaus müssen die Einbauten so beschaffen sein, dass bei störfallbedingten Belastungen ihrer Teile die sichere Abschaltung des Reaktors und die ausreichende Abfuhr der Nachwärme gewährleistet sind und gefährliche Folgen, wie z.B. unzulässige Reaktivitätserhöhung, ausgeschlossen werden können.
	
	
	„Interpretation 5“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die baulichen Anlagenteile, Systeme und Komponenten“, Abschnitt 7.3.

	4.1
	Druckführende Umschließung des Reaktorkühlmittels

Die Systeme, die Reaktorkühlmittel führen und unter höherem als atmosphärischem Druck stehen, müssen so beschaffen und angeordnet sein, dass das Auftreten von gefährlichen Leckagen, rasch fortschreitenden Rissen und spröden Brüchen nach dem Stand von Wissenschaft und Technik ausgeschlossen werden kann.
	3.4 (1)
	Die Druckführende Umschließung muss so beschaffen, angeordnet sein und betrieben werden, dass das Auftreten von rasch fortschreitenden Rissen und von spröden Brüchen nicht zu unterstellen ist.
	

	
	Zu diesem Zweck muss bei der Auslegung ein angemessener Zuschlag zu den Belastungswerten vorgesehen werden. Einrichtungen für eine Überwachung auf etwaige Leckagen während des Betriebes müssen vorhanden sein.
	3.4 (2)
	Zu diesem Zweck ist bei der Auslegung entsprechend den Anforderungen der Nummer 3.1 (2) ein sicherheitstechnisch begründeter Zuschlag auf die ermittelten Werte der Einwirkungen vorzusehen, um zu gewährleisten, dass die spezifizierten Grenzwerte für die Belastungen aus Einwirkungen der Druckführenden Umschließung im bestimmungsgemäßen Betrieb und bei Störfällen eingehalten werden.
	

	
	Die Komponenten der druckführenden Umschließung müssen so angeordnet und verankert sein, dass bei an ihnen auftretenden Störfällen keine gefährlichen Folgeschäden an anderen sicherheitstechnisch wichtigen Anlageteilen verursacht werden können.
	3.4 (7)
	Die Komponenten der Druckführenden Umschließung und der Äußeren Systeme sind so anzuordnen und zu verankern, dass bei an ihnen auftretenden Ereignissen der Sicherheitsebene 3 und 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen keine Folgeschäden an anderen sicherheitstechnisch wichtigen Anlagenteilen verursacht werden können, die die Erfüllung der zur Ereignisbeherrschung erforderlichen Sicherheitsfunktionen gefährden.
	

	
	Das Kernkraftwerk muss so betrieben werden können, dass die jeweils spezifizierten Grenzwerte für die Belastung der druckführenden Umschließung des Reaktorkühlmittels im bestimmungsgemäßen Betrieb und bei Störfällen nicht überschritten werden.
	3.4 (6)
	Das Kernkraftwerk ist so zu betreiben, dass die jeweils zulässigen Werte für Einwirkungen auf die Druckführende Umschließung des Reaktorkühlmittels auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen nicht überschritten werden. Dabei sind die entsprechend den Anforderungen der Nummer 3.1 (2) angesetzten Zuschläge zu berücksichtigen.
	

	4.2
	Nachwärmeabfuhr im bestimmungsgemäßen Betrieb

Ein zuverlässiges, redundantes System zur Nachwärmeabfuhr im bestimmungsgemäßen Betrieb muss vorhanden und so beschaffen sein, dass auch nach Unterbrechung der Wärmeabfuhr vom Reaktor zur Hauptwärmesenke auch bei Auftreten eines Einzelfehlers im Nachwärmeabfuhrsystem die jeweils spezifizierten Grenzwerte für die Brennelemente, für die druckführende Umschließung des Reaktorkühlmittels sowie für den Sicherheitseinschluss nicht überschritten werden.
	3.3 (2)
	Es müssen Einrichtungen vorhanden sein, mittels derer im bestimmungsgemäßen Betrieb
a) der Reaktor zuverlässig und anforderungsgerecht ab- und angefahren und

b) die Nachwärme zuverlässig und anforderungsgerecht abgeführt werden kann, auch unter Berücksichtigung aller Betriebsbedingungen des Brennelementwechsels, gegebenenfalls der gleichzeitigen Erfordernis der Kühlung der Brennelemente im Brennelementlagerbecken sowie während Instandhaltungsmaßnahmen.
	

	
	
	3.3 (4)
	Es muss ein zuverlässiges, redundant aufgebautes System zum Abfahren des Reaktors und zur Nachwärmeabfuhr bei Störfällen ohne Kühlmittelverlust und nach Einwirkungen von innen und außen vorhanden sein, welches gewährleistet, dass auch nach Unterbrechung oder Störung der Wärmeabfuhr vom Reaktor zur Hauptwärmesenke die sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien auch unter Beachtung der Anforderungen der Nummer 3.1 (7) erfüllt werden.
	

	4.3
	Nachwärmeabfuhr nach Kühlmittelverlusten

Ein zuverlässiges, redundantes System für die Notkühlung (Notkühlsystem) des Reaktorkerns bei Kühlmittelverlusten muss vorhanden und so beschaffen sein, dass für die in Betracht kommenden Bruchgrößen, Bruchlagen, Betriebszustände und Transienten im Reaktorkühlsystem

1.
das Notkühlsystem auch während Instandhaltungsvorgängen bei gleichzeitigem Auftreten eines Einzelfehlers im System seine sicherheitstechnische Aufgabe erfüllen kann,

2.
die jeweils spezifizierten Grenzwerte für die Brennelemente, die Kerneinbauten und für den Sicherheitseinschluss nicht überschritten werden,

3.
chemische Reaktionen auf ein sicherheitstechnisch unbedenkliches Maß beschränkt werden. 
	3.3 (3)
	Es muss ein zuverlässiges und redundant aufgebautes System für die Notkühlung (Notkühlsystem) des Reaktorkerns bei Kühlmittelverluststörfällen vorhanden sein, welches gewährleistet, dass für die in Betracht kommenden Bruchgrößen, Bruchlagen, Betriebszustände und störfallbedingten Transienten im Reaktorkühlsystem

a)
die sicherheitstechnischen Aufgaben auch unter Beachtung der Kriterien der Nummer 3.1 (7) erfüllt werden,
b)
die jeweils geltenden sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien für die Brennelemente, die Kerneinbauten und für den Sicherheitsbehälter eingehalten werden. 
	Erläuterung: Streichung der Nummer 3 des Kriteriums 4.3, da in den unter b) genannten Nachweiszielen und Nachweiskriterien mit enthalten.

	5.1
	Überwachungs- und Meldeeinrichtungen

Das Kernkraftwerk muss Einrichtungen haben, die im bestimmungsgemäßen Betrieb jederzeit einen ausreichenden Überblick über den Betriebszustand der Anlage und die Betriebsvorgänge ermöglichen und alle sicherheitstechnisch wichtigen Zustandsgrößen registrieren können.

Es müssen Gefahrenmeldeeinrichtungen vorhanden sein, die Veränderungen des Betriebszustandes, aus denen sich eine Verminderung der Sicherheit ergeben könnte, rechtzeitig anzeigen.
	3.7 (7)
	Das Kernkraftwerk muss mit Überwachungs- und Meldeeinrichtungen ausgerüstet sein, die auf den Sicherheitsebenen 1 und 2 jederzeit einen ausreichenden Überblick über den sicherheitsrelevanten Zustand der Anlage und die ablaufenden relevanten Prozesse ermöglichen und alle sicherheitstechnisch wichtigen Betriebsparameter anzeigen und registrieren können.

Es müssen Gefahrenmeldeeinrichtungen vorhanden sein, die Veränderungen des Betriebszustandes, aus denen sich eine Verminderung der Sicherheit ergeben könnte, so frühzeitig anzeigen, dass die Einhaltung der jeweiligen sicherheitstechnischen Nachweisziele gewährleistet werden kann.
	

	5.2
	Störfallinstrumentierung

Im Kernkraftwerk müssen Einrichtungen zur Messung und Registrierung vorhanden sein, die bei und nach Störfällen und bei unvorhersehbaren Ereignisabläufen

1.
ausreichende Informationen über den Zustand der Anlage liefern, um die erforderlichen Schutzmaßnahmen für Personal und Anlage ergreifen zu können,

2.
Hinweise auf den Verlauf geben und seine Dokumentation ermöglichen,

3.
eine Abschätzung der Auswirkungen auf die Umgebung gestatten.
	3.7 (8)
	Das Kernkraftwerk muss mit einer Instrumentierung ausgerüstet sein, die bei Ereignisabläufen und Anlagenzuständen der Sicherheitsebenen 3 und 4 sowie bei Einwirkungen von innen oder außen sowie aus Notstandsfällen

a) ausreichende Informationen über den Zustand der Anlage liefert, um die erforderlichen Schutzmaßnahmen für Personal und Anlage ergreifen und deren Wirksamkeit feststellen zu können,
b)
die Verfolgung des Ereignisablaufes und die Dokumentation der Ereignisse ermöglicht,
c)
eine Abschätzung der Auswirkungen auf die Umgebung gestattet,

d)
für mindestens 10 Stunden (auch bei Ausfall der nicht durch Batterien gepufferten elektrischen Energieversorgung) stromversorgt wird und
e)
die redundante Signalverarbeitung vornimmt.
Die Einrichtungen zur Erfassung und Aufzeichnung der jeweils erforderlichen Informationen sollen diversitär und störfallfest aufgebaut sein.
	

	5.3
	Einrichtungen zur Steuerung und Abschaltung des Kernreaktors 1)
Die Einrichtungen zur Steuerung und Abschaltung des Kernreaktors müssen alle im bestimmungsgemäßen Betrieb und bei Störfällen möglichen Reaktivitätsänderungen beherrschen, so dass die jeweils spezifizierten Grenzwerte für das Reaktorsystem bei den in Betracht zu ziehenden Transienten 2) nicht überschritten werden.
	3.2 (2)
	Der Reaktorkern, die relevanten Einrichtungen zur Überwachung, Regelung und Begrenzung der Reaktorleistung und zur Abschaltung des Reaktors sind so auszulegen, herzustellen und in einem solchen Zustand zu halten, dass im Zusammenwirken mit den Kühlsystemen für den Reaktorkern die jeweiligen Auslegungsgrenzen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a eingehalten werden.
	

	
	1)
Eine Präzisierung dieses Kriteriums im Hinblick auf den möglichen Ausfall des Schnellabschaltsystems bei Betriebstransienten ist vorgesehen.
	3.2 (4)
	Der Reaktorkern ist so auszulegen, dass auf Grund inhärenter reaktorphysikalischer Rückkopplungseigenschaften die zu berücksichtigenden Transienten der Sicherheitsebene 4a mit unterstelltem Ausfall der schnell wirkenden Abschalteinrichtung (Schnellabschaltsystem) so weit abgefangen werden, dass im Zusammenwirken mit ansonsten bestimmungsgemäß wirksamen Maßnahmen und Einrichtungen der Anlage die für diese Ereignisse geltenden sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien eingehalten werden.
	

	
	2)
Diese Transienten sind anlagenabhängig, z.B. Änderung von Kühlmitteltemperatur und Kühlmitteldruck als Folge von Störungen in der Leistungsregelung, Stabfall, Ausfall der Hauptwärmesenke, Dampfleitungsbruch.
	
	
	Ereignislisten des Anhangs 2 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“

	
	Die Wirksamkeit und Fahrgeschwindigkeit sowohl von einzeln als auch von gemeinsam fahrenden Steuerelementen sowie anderer reaktivitätssteuernder Einrichtungen sind so zu begrenzen, dass bei fehlerhaftem Fahrbefehl die jeweils spezifizierten Grenzwerte für das Reaktorsystem eingehalten werden.
	
	
	Durch die entsprechend postulierten Ereignisse mit Fehlfahren von Steuerelementen in den Ereignislisten des Anhangs 2 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ erfasst.

	
	Der Reaktorkern und die Einrichtungen zur Steuerung müssen so aufeinander abgestimmt sein, dass Schwankungen des Neutronenflusses, die zu einem Überschreiten der spezifizierten Grenzwerte für die Brennelemente führen könnten, entweder nicht möglich sind oder zuverlässig und schnell festgestellt und unterdrückt werden können.
	
	
	Ersetzt durch SiAnf 3.2 (2).

	
	Die sich aus der Reaktivitätsbilanz ergebende Abschaltreaktivität muss auch für den Fall, dass Steuerelemente - mindestens das reaktivitätswirksamste Steuerelement - voll ausgefallen sind, eine ausreichende Abschaltreserve enthalten.
	3.2 (6)
	Das Schnellabschaltsystem muss alleine in der Lage sein, den Reaktor 

-
aus jedem Zustand der Sicherheitsebenen 1 bis 3 heraus, auch bei unterstellter Unwirksamkeit des reaktivitätswirksamsten Steuerelements sowie 

-
bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen

so schnell unterkritisch zu machen und hinreichend lange zu halten, dass die jeweils geltenden sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien eingehalten werden.
	

	
	
	3.2 (7)
	Der Reaktor muss auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen bei den für die Reaktivitätsbilanz ungünstigsten Bedingungen hinsichtlich Temperatur, Xenonkonzentration und Zykluszeitpunkt, die unter den in Betracht zu ziehenden Zuständen und Ereignissen möglich sind, langfristig unterkritisch gemacht und dauerhaft unterkritisch gehalten werden können.

Beim DWR müssen die Einrichtungen zur Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel bei den Zuständen oder Ereignissen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen alleine in der Lage sein, den geforderten Betrag der Unterkritikalität zu erbringen.

Beim SWR müssen folgende Einrichtungen in der Lage sein, jeweils alleine den geforderten Betrag der Unterkritikalität zu erbringen:
-
bei den Zuständen oder Ereignissen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a, bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen das elektromotorische Einfahren der Steuerelemente sowie
-
bei den Zuständen der Sicherheitsebene 1 die Einrichtungen zur Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel..
	

	
	Außer der für den Betrieb notwendigen Abschalteinrichtung, die ganz oder teilweise mit den Steuereinrichtungen identisch sein kann, muss eine zweite, davon unabhängige und verschiedenartige Einrichtung zum Abschalten des Reaktors vorhanden sein
	3.2 (5)
	Der Reaktor ist

-
mit mindestens einer Einrichtung zur schnellen Abschaltung (Schnellabschaltsystem) mittels Steuerelementen sowie

-
mit mindestens einer weiteren, davon unabhängigen und diversitären Abschalteinrichtung zur Herbeiführung und dauerhaften Aufrechterhaltung der Unterkritikalität mittels der Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel

auszustatten. 


Die Regelungs- oder Begrenzungseinrichtungen der Reaktorleistung können ganz oder teilweise identisch mit den Abschalteinrichtungen sein, sofern die Wirksamkeit der Abschalteinrichtungen jederzeit im geforderten Maße gegeben bleibt.
	

	
	Eine der beiden Abschalteinrichtungen muss für sich allein in der Lage sein, den Kernreaktor aus jedem Betriebszustand und aus jeder Störfallsituation heraus auch bei Ausfall des reaktivitätswirksamsten Steuerelements so schnell unterkritisch zu machen und hinreichend lange zu halten, dass die jeweils spezifizierten Grenzwerte des Reaktorsystems nicht überschritten werden. Der Ausfall des reaktivitätswirksamsten Steuerelements braucht nicht berücksichtigt zu werden, wenn beide Abschaltsysteme einschließlich der Anregung durch das Schutzsystem, insbesondere hinsichtlich der Abschaltcharakteristik, der Wirksamkeit und des Zeitverhaltens, gleichwertig sind.
	
	
	Ersetzt durch SiAnf 3.2 (6).

	
	Die andere Abschalteinrichtung muss für sich allein in der Lage sein, den Reaktor aus jedem Betriebszustand heraus unterkritisch zu machen und auch bei der für die Reaktivitätsbilanz ungünstigsten Temperatur, die unter den in Betracht zu ziehenden Umständen im System möglich ist, beliebig lange unterkritisch zu halten.
	
	
	Ersetzt durch SiAnf 3.2 (7).

	5.4
	Schaltwarte und Hilfssteuereinrichtungen

Es muss eine Schaltwarte vorhanden sein, von der aus das Kernkraftwerk im bestimmungsgemäßen Betrieb sicher betrieben werden kann und von der aus bei Störfällen Maßnahmen ergriffen werden können, um es in einem sicheren Zustand zu halten oder es in einen solchen zu überführen.
	3.8 (1)
	Es muss eine Warte vorhanden sein, von der aus das Kernkraftwerk sicher betrieben werden kann und von der aus bei Störungen und Störfällen Maßnahmen ergriffen werden können, um das Kernkraftwerk in einem kontrollierten und sicheren Anlagenzustand zu halten oder in einen solchen zu überführen.
	

	
	Außerhalb der Schaltwarte müssen Hilfssteuereinrichtungen vorhanden sein, mit deren Hilfe der Kernreaktor bei Funktionsausfall der Schaltwarte einschließlich der in Betracht zu ziehenden Wartennebenräume, wie z.B. Rangierverteiler und Elektronikraum, abgeschaltet und unterkritisch gehalten, die Nachwärme abgeführt und die hierfür wesentlichen Zustandsgrößen überwacht werden können.
	3.8 (2)
	Außerhalb der Warte ist eine Notsteuerstelle vorzusehen, mit deren Hilfe bei Ausfall der Warte, einschließlich der in Betracht zu ziehenden Wartennebenräume, wie z. B. Rangierverteiler und Elektronikraum, der Reaktor abgeschaltet und unterkritisch gehalten, die Nachwärme abgeführt und die hierfür wesentlichen Betriebsparameter überwacht werden können.
	

	
	Die Schaltwarte und die Hilfssteuereinrichtungen müssen so voneinander räumlich getrennt sein, voneinander unabhängig mit Energie versorgt werden und derart gegen Einwirkungen von außen geschützt sein, dass sie nicht gleichzeitig außer Funktion gesetzt werden können.
	3.8 (3)
	Die Warte und die Notsteuerstelle sind so voneinander räumlich zu trennen, voneinander unabhängig mit Energie zu versorgen und derart gegen Einwirkungen von außen sowie aus Notstandsfällen zu schützen, dass Warte und Notsteuerstelle nicht gleichzeitig außer Funktion gesetzt werden können.
	

	6.1
	Reaktorschutzsystem

Das Kernkraftwerk muss mit einem zuverlässigen1) Reaktorschutzsystem ausgerüstet sein, das bei Erreichen festgelegter Ansprechwerte Schutzaktionen auslöst. Es muss so beschaffen sein,
	3.7 (3)
	Das Kernkraftwerk ist mit zuverlässigen leittechnischen Einrichtungen mit Leittechnik-Funktionen auf der Sicherheitsebene 3, dem Reaktorschutzsystem, auszurüsten, deren Leittechnik-Funktionen bei Erreichen festgelegter Ansprechwerte Schutzaktionen auslösen.
	

	
	1)
Als Mittel zur zuverlässigen Auslegung des Reaktorschutzsystems sollen vorzugsweise angewendet werden: 

-
redundante Auslegung von Komponenten, Baugruppen und Untersystemen, räumlich getrennte Installation entsprechend dem Wirkungsbereich möglicher versagensauslösender Ereignisse,
-
Verwendung von Geräten unterschiedlicher Bauart (Diversitätsprinzip),
-
weitgehend selbsttätige Überwachung auf einen Ausfall hin,
-
Anpassung der Komponenten an die möglichen Umgebungsbedingungen.
	
	Diese Einrichtungen sind nach folgenden Grundsätzen auszulegen:

-
redundante Auslegung von Komponenten, Baugruppen und Teilsystemen, 

-
Diversität (siehe Nummer 3.1 (5)),

-
räumlich getrennte Installation entsprechend dem Wirkungsbereich möglicher versagensauslösender Ereignisse,
-
selbsttätige Überwachung auf einen Ausfall hin,
-
Anpassung der Komponenten an die möglichen Umgebungsbedingungen,

-
einfache Struktur der Software,

-
Begrenzung des Funktionsumfangs von Hard- und Software auf das sicherheitstechnisch notwendige Maß sowie
-
Einsatz fehlervermeidender, fehlerentdeckender und fehlerbeherrschender Maßnahmen und Einrichtungen.
	

	
	dass es auch während Instandhaltungsvorgängen bei gleichzeitigem Auftreten eines Einzelfehlers im System seine sicherheitstechnische Aufgabe erfüllen kann. 
	3.1 (7)
	Einrichtungen zur Beherrschung von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 sind so redundant und entmascht auszuführen, dass die zur Ereignisbeherrschung erforderlichen Sicherheitsfunktionen auch dann ausreichend wirksam sind, wenn im Anforderungsfall

-
ein ungünstigst wirkender Einzelfehler in einer Sicherheitseinrichtung infolge eines zufälligen Ausfalls auftritt und

-
gleichzeitig eine in Kombination mit dem Einzelfehler ungünstigst wirkende Unverfügbarkeit in einer Sicherheitseinrichtung infolge von Instandhaltungsmaßnahmen vorliegt.

Einzelfehler werden grundsätzlich sowohl bei aktiven, als auch bei passiven Einrichtungen unterstellt, Ausnahmen sind zu begründen.
	

	
	Von Hand gegebene Befehle dürfen notwendige Schutzaktionen weder beeinträchtigen noch verhindern können.
	3.7 (5)
	(...)

Die manuelle Auslösung von Schutzaktionen ist unabhängig von automatischen leittechnischen Einrichtungen aufzubauen.
	„Interpretation 3“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Leittechnik und Störfallinstrumentierung“, Abschnitt 3.2. 

	
	Für jedes vom Reaktorschutzsystem zu beherrschende Ereignis sollen grundsätzlich mindestens zwei Anregungskriterien zur Verfügung stehen. Als Anregungskriterien sollen soweit wie möglich verschiedene physikalische Größen herangezogen werden. Prozessgrößen, die aus anderen Größen abgeleitet sind oder erst im Zusammenwirken mit weiteren Prozessgrößen (z.B. UND-Verknüpfungen) die Anregungskriterien für Schutzaktionen ergeben, sind als eine Größe zu werten. Ist die Forderung nach grundsätzlich zwei Anregungskriterien nicht zu erfüllen, weil z.B. nur eine physikalische Größe zur Verfügung steht, so muss die Messwerterfassung der allein herangezogenen Größe im Verhältnis zur Messwerterfassung der übrigen Größen entsprechend sicherheitstechnisch höherwertig aufgebaut sein.
	Anhang 5
3.2.4 (2)
	Beim Nachweis der Wirksamkeit der Maßnahmen und Einrichtungen der Sicherheitsebene 3 ist das Einzelfehlerkonzept gemäß den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ Nummer 3.1 (7) sowie gemäß Anhang 4 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ anzuwenden.

Bei der Analyse von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 ist die Nichtberücksichtigung der ersten Anregung des Reaktorschutzsystems oder der ersten Anregung der Reaktorschnellabschaltung zu unterstellen, sofern aus physikalisch- technischen Gründen nicht nur ein Anregekriterium verfügbar ist.

Bei unterstellter Nichtberücksichtigung der ersten Anregung ist das gleichzeitige Auftreten eines Einzelfehlers an aktiven Einrichtungen zu unterstellen, bei gleichzeitiger Instandhaltung jedoch erst nach einem Zeitraum von 100 Stunden.
	„Interpretation 3“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Leittechnik und Störfallinstrumentierung“, Abschnitte 3.1, 3.2, 3.8. 

	
	Die mechanischen und elektrischen Geräte der Messkanäle (Messfühler bis einschließlich Grenzwertgeber) des Reaktorschutzsystems dürfen grundsätzlich nicht für Funktionen im Rahmen der Reaktorregelung verwendet werden. Ausnahmen sind nur zulässig, wenn sie auf Grund der technischen Eigenart des Reaktorschutzsystems oder der Meßsysteme, Steuersysteme und Regelsysteme erforderlich sind, und wenn das Reaktorschutzsystem in seinen sicherheitstechnischen Funktionen nicht beeinträchtigt wird.
	
	
	„Interpretation 3“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Leittechnik und Störfallinstrumentierung“, Abschnitt 3.2. 

	
	Redundante Teile des Reaktorschutzsystems sollen grundsätzlich voneinander unabhängige Einrichtungen zur Messwerterfassung und Signalverarbeitung besitzen, Verknüpfungsstellen dürfen die Redundanz und Auslösesicherheit des Systems nicht verschlechtern.
	
	
	„Interpretation 3“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Leittechnik und Störfallinstrumentierung“, Abschnitt3 3.2, 3.8. 

	
	Das Reaktorschutzsystem muss so ausgelegt sein, dass es auch bei Störfällen im Reaktorschutzsystem keine Aktionen auslöst, die die Reaktoranlage in einen gefährlichen Zustand überführen können. 
	
	
	„Interpretation 3“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Leittechnik und Störfallinstrumentierung“, Abschnitt 3.2. 

	
	Redundante Teile des Reaktorschutzsystems sollen räumlich so voneinander getrennt werden, dass Störungen innerhalb eines der Teilsysteme nicht gleichzeitig die Funktion der übrigen Systeme beeinträchtigen.
	
	
	„Interpretation 3“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Leittechnik und Störfallinstrumentierung“, Abschnitte 3.2, 3.8.

	7.1 
	Notstromversorgung

Zusätzlich zur elektrischen Energieversorgung aus dem Netz und dem Hauptgenerator müssen für die sicherheitstechnisch wichtigen Anlageteile zuverlässige Notstromversorgungsanlagen vorhanden sein, die die elektrische Energieversorgung dieser Anlageteile bei Ausfall der Netzeinspeisung und des Hauptgenerators gewährleisten.
	3.9 (1)

3.9 (2)
	Die elektrische Energieversorgung des Kernkraftwerks muss so ausgelegt sein, dass die elektrische Versorgung der Verbraucher, die Funktionen auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a, bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen ausführen, unter Einhaltung ihrer elektrischen Versorgungsbedingungen sichergestellt ist. Die elektrische Energieversorgung muss so zuverlässig ausgelegt sein, dass sie die Nichtverfügbarkeit der zu versorgenden Systeme, deren Ausfall zu sicherheitstechnisch nachteiligen Folgen führen kann, nicht bestimmt.
Hierzu müssen mindestens zwei Netzanschlüsse für die elektrische Energieversorgung des Kernkraftwerks vorhanden sein. Diese Netzanschlüsse müssen funktional getrennt sowie schutztechnisch entkoppelt sein. Soweit sich die Schalter der Netzanschlüsse zwischen Kraftwerk und Netz nicht im Verantwortungsbereich des Genehmigungsinhabers befinden, ist durch den Genehmigungsinhaber mittels geeigneter Maßnahmen sicherzustellen, dass die Auslegung der Netzanschlüsse den sicherheitstechnischen Anforderungen des Kernkraftwerkes entspricht.

Zusätzlich zur elektrischen Energieversorgung aus den Netzanschlüssen und dem Blockgenerator müssen für das Sicherheitssystem, die Notstandseinrichtungen und weitere für die Sicherheit erforderliche Einrichtungen zuverlässige Notstromanlagen mit Dieselaggregaten, Batterien, Gleichrichtergeräten und Umformern vorhanden sein, die die elektrische Energieversorgung dieser Einrichtungen bei Ausfall der Netzeinspeisung und des Blockgenerators gewährleisten.
	

	
	Für die Notstromversorgung müssen voneinander unabhängige, redundante Notstromerzeuger und Verteilersysteme vorhanden sein, so dass auch während Instandhaltungsvorgängen bei gleichzeitigem Auftreten eines Einzelfehlers eine sicherheitstechnisch ausreichende Notstromversorgung gewährleistet ist. Die Redundanz der Notstromerzeuger und Verteilersysteme muss der Redundanz der maschinentechnischen Systeme entsprechen. 
	
	Die Notstromanlagen sind redundant, räumlich getrennt, grundsätzlich unvermascht, voneinander funktionell unabhängig und gegeneinander geschützt aufzubauen. Dabei muss die Redundanz der Notstromanlagen mindestens der Redundanz der zu versorgenden verfahrenstechnischen Einrichtungen entsprechen. Die Kapazität jeder Batterie jeweils einer Redundanz ist so auszulegen, dass eine Entladezeit für mindestens zwei Stunden für die Ereignisse der Sicherheitsebenen 2 bis 4a sichergestellt wird.

Eine Vermaschung der einzelnen Stränge der Notstromanlagen ist im Einzelfall dann zulässig, wenn nachgewiesen ist, dass die Zuverlässigkeit des Notstromsystems dadurch nicht unzulässig gemindert wird. Dabei ist darauf zu achten, dass keine in Betracht zu ziehende Versagensmöglichkeit mehr als einen Strang ausfallen lassen kann.
	Die Redundanzanforderungen des Einzelfehlerkonzepts (Anhang 3) gelten zudem übergeordnet.

	
	Bei Einwirkungen von außen dürfen nicht alle Notstromversorgungsanlagen gleichzeitig außer Funktion gesetzt werden können. 
	2.1 (5)
	Das Sicherheitssystem sowie die Notstandseinrichtungen sind so auszulegen, dass sie bei Einwirkungen von innen und von außen wirksam bleiben.

Einwirkungen aus Notstandsfällen dürfen entweder nicht zu Ausfällen von Sicherheitseinrichtungen derart führen, dass die erforderlichen Sicherheitsfunktionen nicht mehr ausreichend wirksam sind, oder es sind dafür gesondert ausgelegte Einrichtungen vorzusehen, so dass Ereignisabläufe der Sicherheitsebene 4b verhindert werden.
	Siehe auch SiAnf 2.4.

„Interpretation 4“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die elektrische Energieversorgung“, Abschnitt 2.

	
	Es muss gewährleistet sein, dass vor Ablauf der für den unterbrechungslosen Dauerbetrieb der Notstromerzeuger zulässigen Zeit der Notstrombedarf anderweitig gedeckt werden kann.
	
	
	„Interpretation 4“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die elektrische Energieversorgung“, Abschnitt 2.

	8.1
	Sicherheitseinschluss1 des Kernreaktors

Das Kernkraftwerk muss einen Sicherheitseinschluss besitzen, der seine sicherheitstechnische Aufgabe insbesondere unter allen Störfallbedingungen erfüllen kann. 

1
Der Sicherheitseinschluss ist das System aus Sicherheitsbehälter und umgebendem Gebäude sowie den Hilfssystemen zur Rückhaltung und Filterung etwaiger Leckagen aus dem Sicherheitsbehälter.
	3.6 (1)
	Das Kernkraftwerk muss einen Sicherheitseinschluss besitzen, bestehend aus dem Sicherheitsbehälter und umgebendem Gebäude sowie den Hilfssystemen zur Rückhaltung und Filterung etwaiger Leckagen aus dem Sicherheitsbehälter.

Der Sicherheitseinschluss muss seine Rückhaltefunktion so erfüllen, dass der Austrag radioaktiver Stoffe in die Umgebung so gering wie möglich gehalten wird und für die Sicherheitsebenen 1 bis 3 vorgegebene Werte nicht überschritten werden. 

Der Sicherheitsbehälter muss seine sicherheitstechnischen Aufgaben in den Betriebszuständen, in denen dieser plangemäß geschlossen ist, auf den Sicherheitsebenen 1 bis 3 sowie bei Transienten mit Ausfall der Reaktorschnellabschaltung (Sicherheitsebene 4a) und bei den Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen erfüllen. 

In den Betriebsphasen, in denen der Sicherheitsbehälter plangemäß geöffnet sein kann, ist sicherzustellen, dass unter den Bedingungen der Sicherheitsebene 1 sowie bei den zu unterstellenden Ereignissen der Sicherheitsebenen 2 und 3 und bei den Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen wirksame und zuverlässige Rückhaltefunktionen vorhanden sind und eine unzulässige Freisetzung radioaktiver Stoffe verhindert oder rechtzeitig unterbunden wird.
	

	
	Anlageteile, die radioaktive Stoffe enthalten, müssen innerhalb des Sicherheitseinschlusses untergebracht werden, soweit eine unzulässige Freisetzung radioaktiver Stoffe in die Umgebung nicht auf andere Weise ausreichend zuverlässig verhindert werden kann.
	3.6 (2)
	Einrichtungen, die radioaktive Stoffe enthalten, müssen innerhalb des Sicherheitseinschlusses untergebracht sein, soweit eine unzulässige Freisetzung radioaktiver Stoffe in die Umgebung nicht auf andere Weise verhindert werden kann.
	

	
	In dem Sicherheitsbehälter müssen insbesondere grundsätzlich die unter hohem Druck stehenden primärkühlmittelführenden Systeme der Reaktoranlage untergebracht werden. Hiervon ausgenommen werden können Abschnitte der Frischdampfleitungen und Speisewasserleitungen sowie sonstiger Leitungen, soweit dies technisch notwendig ist und sofern gewährleistet ist, dass deren Bruch nicht zu unzulässiger Strahlenexposition in der Umgebung führt. 

Es muss ein zuverlässiger und ausreichend schneller Abschluss der Durchdringungen durch den Sicherheitsbehälter gewährleistet sein.
	3.6 (3)
	Im Sicherheitsbehälter sind grundsätzlich die unter hohem Druck stehenden, Reaktorkühlmittel führenden Komponenten der Anlage unterzubringen. Hiervon können Abschnitte der Frischdampfleitungen und Speisewasserleitungen sowie sonstiger Leitungen ausgenommen werden, soweit dies technisch notwendig ist und sofern gewährleistet ist, dass der Bruch solcher Leitungen nicht zu unzulässiger Strahlenexposition in der Umgebung führt.

Ein zuverlässiger, ausreichend schneller und hinreichend langzeitiger Abschluss der Durchdringungen durch den Sicherheitsbehälter ist zu gewährleisten.

Die notwendigen Dichtheitsanforderungen an den Sicherheitsbehälter sind für die Betriebsphasen, in denen der Sicherheitsbehälter geschlossen ist, durch eine maximal zulässige Leckrate zu quantifizieren.
	

	8.2
	Auslegungsgrundlagen des Sicherheitseinschlusses

Der Sicherheitsbehälter, seine Innenräume, Schleusen, Durchführungen und die Hilfssysteme des Sicherheitseinschlusses sowie die übrigen Systeme, welche zur Einhaltung seiner Auslegungswerte notwendig sind, sind mit angemessener Reserve so auszulegen, dass sie den größten Druckbelastungen und Temperaturbelastungen, die bei Störfällen auftreten können, standhalten, ohne dass die der Auslegung zugrunde gelegte Leckte überschritten wird oder sicherheitstechnisch wichtige Anlageteile zerstört werden.
	
	
	„Interpretation 2“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Druckführende Umschließung, die Äußeren Systeme sowie den Sicherheitsbehälter“, Abschnitt 6.2.

	
	Der Sicherheitseinschluss ist gegen Folgeschäden durch ausströmende Medien, Reaktionskräfte und Bruchstücke so zu schützen, dass seine Funktionsfähigkeit erhalten bleibt.
	
	
	

	8.3
	Dichtigkeitsprüfungen des Sicherheitsbehälters

Der Sicherheitsbehälter, die Schleusen und Durchführungen müssen so ausgelegt und beschaffen sein, dass bei der Erstprüfung eine Leckratenprüfung mit Auslegungsdruck und eine Druckprüfung und Festigkeitsprüfung mit Auslegungsdruck zuzüglich Sicherheitszuschlag sowie dem erforderlichen Zuschlag zur Berücksichtigung der Auslegungstemperatur durchgeführt werden können. Regelmäßig wiederkehrende Prüfungen müssen bei solchen Drücken durchgeführt werden können, bei denen ein ausreichender Rückschluss auf die Leckrate bei den Auslegungsbedingungen möglich ist.
	
	
	„Interpretation 2“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Druckführende Umschließung, die Äußeren Systeme sowie den Sicherheitsbehälter“, Abschnitt 6.4. 

	8.4
	Durchführungen durch den Sicherheitsbehälter

Rohrleitungen, die in Verbindung mit dem Reaktorkühlmittel oder der Innenatmosphäre des Sicherheitsbehälters stehen und den Sicherheitsbehälter durchdringen, müssen grundsätzlich zwei Absperrarmaturen haben, von denen eine innerhalb und eine außerhalb des Sicherheitsbehälters anzuordnen ist. Ausnahmen hiervon sind zulässig, wenn dies wegen der technischen Eigenart oder Betriebsweise der betreffenden Rohrleitungen notwendig ist und die sicherheitstechnische Funktion des Sicherheitseinschlusses nicht beeinträchtigt wird.

Rohrleitungen, die den Sicherheitsbehälter durchdringen, aber nicht in Verbindung mit dem Reaktorkühlmittel oder der Innenatmosphäre stehen, müssen mindestens eine außerhalb des Sicherheitsbehälters liegende Absperrarmatur haben. Die Auslegung der Absperrarmaturen und der betreffenden Rohrleitungen bis zur äußeren Absperrarmatur muss mindestens der Auslegung des Sicherheitsbehälters entsprechen. Die Stellung der Absperrarmaturen muss von der Warte aus überwacht werden können.

Rohrleitungsdurchführungen durch den Sicherheitsbehälter müssen denselben Auslegungsanforderungen genügen, die für den Sicherheitsbehälter selbst gelten. Diese Forderung gilt entsprechend für Kabeldurchführungen. Die Absperrarmaturen, Rohrleitungsdurchführungen und Kabeldurchführungen müssen gegen Folgeschäden durch ausströmende Medien, Reaktionskräfte und Bruchstücke geschützt sein. Die Funktionsfähigkeit der sicherheitstechnisch wichtigen Rohrleitungsdurchführungen und Kabeldurchführungen muss auch unter Störfallbedingungen gewährleistet sein.
	
	
	„Interpretation 2“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Druckführende Umschließung, die Äußeren Systeme sowie den Sicherheitsbehälter“, Abschnitt 6.2. 

	8.5
	Wärmeabfuhr aus dem Sicherheitseinschluss

Ein zuverlässiges, redundantes System zur Abfuhr der Wärme aus dem Sicherheitseinschluss muss vorhanden und so ausgelegt und beschaffen sein, dass auch bei Auftreten eines Einzelfehlers im System bei Störfällen Temperatur und Druck im Sicherheitseinschluss abgesenkt werden können.
	3.6 (7)
	Ein langfristiger Temperatur- oder Druckanstieg im Sicherheitsbehälter ist bei Kühlmittelverluststörfällen während des Sumpfbetriebes zu verhindern.
	Im Hinblick auf die kurzfristig einzuhaltenden Nachweiskriterien gilt Anhang 2, Tabelle 3.1c.

Im Hinblick auf den Einzelfehler gelten SiAnf 3.1 (7) sowie Anhang 4.

	9.1
	Lüftungstechnische Anlagen. 

Das Kernkraftwerk muss über zuverlässige lüftungstechnische Anlagen für folgende Räume verfügen:
	
	
	„Interpretation 5“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die baulichen Anlagenteile, Systeme und Komponenten“, Abschnitt 7.5. 

	
	1.
Räume, in denen im bestimmungsgemäßen Betrieb oder bei Störfällen im Jahresdurchschnitt im Kubikmeter der Raumluft höhere Aktivitäten als

-
für Radionuklide und Radionuklidgemische, bei denen die Inkorporation grenzwertbestimmend ist, 1/7300 der Werte der Anlage IV, Tabelle IV 1 und IV 2, Spalte 5

-
für Radionuklide, bei denen die Submersion grenzwertbestimmend ist, die Werte der Anlage IV, Tabelle IV 4, Spalte 5 

der Strahlenschutzverordnung auftreten können; Ausnahmen sind zulässig, wenn die Vorschriften der §§ 45 und 46 Abs. 1 bis 3 und 5 der Strahlenschutzverordnung eingehalten werden;
	
	
	„Interpretation 8“ zu den SiAnf: „Anforderungen an den Strahlenschutz“ sowie „Interpretation 8“ zu den SiAnf: „Anforderungen an den Strahlenschutz“, Abschnitte 2.2.4, 2.2.5.

	
	2.
Räume, in denen für den bestimmungsgemäßen Betrieb als zulässig spezifizierte Werte für die Raumluftzustände anders nicht eingehalten werden können, oder in denen sicherheitstechnisch wichtige Anlageteile mit Luftkühlung auch bei Störfällen arbeiten müssen;
	
	
	

	
	3.
Räume, in denen die Luft durch ein Inertgas ersetzt ist, oder in denen aus Gründen des Arbeitsschutzes bestimmte Raumluftzustände eingehalten werden müssen.
	
	
	

	
	Die lüftungstechnischen Anlagen müssen so ausgelegt und beschaffen und mit den Eigenschaften der übrigen Anlageteile so abgestimmt sein, dass im bestimmungsgemäßen Betrieb und bei Störfällen die hierfür jeweils als zulässig spezifizierten Werte für die Raumluftzustände und für die Ableitung oder etwaige Freisetzung radioaktiver Stoffe nicht überschritten werden können. Umluftanlagen sind in geeigneter Weise mit Fortluftanlagen zu kombinieren, so dass die Strahlenexposition von Personen innerhalb und außerhalb der Anlage unter Beachtung der Regeln von Wissenschaft und Technik auch unterhalb der zugelassenen Werte so gering wie möglich gehalten wird.
	
	
	„Interpretation 8“ zu den SiAnf: „Anforderungen an den Strahlenschutz“, Abschnitte 2.2.5,  2.6.2.

	
	Soweit die Konzentration radioaktiver Stoffe in der Luft bestimmter Räume so groß werden kann, dass jeweils als zulässig spezifizierte Werte überschritten werden, müssen die zugehörigen lüftungstechnischen Anlagen über Luftfilteranlagen verfügen. Eine Schaltung der lüftungstechnischen Anlagen so, dass die Abluft nur im Bedarfsfall über Filteranlagen geführt wird, ist zulässig. Die Luftfilteranlagen müssen hinreichend zuverlässig und so beschaffen sein, dass sie unter den jeweiligen Einsatzbedingungen den erforderlichen Abscheidegrad haben. Zur Überprüfung ihres Zustandes müssen die erforderlichen Einrichtungen vorhanden sein.
	
	
	„Interpretation 8“ zu den SiAnf: „Anforderungen an den Strahlenschutz“, Abschnitt 2.2.4.

	10.1
	Strahlenschutzüberwachung

Im Kernkraftwerk müssen die personellen, organisatorischen, räumlichen und apparativen Voraussetzungen gegeben sein, um eine Strahlenschutzüberwachung in der Anlage im bestimmungsgemäßen Betrieb, bei Störfällen und auch bei unvorhersehbaren Ereignisabläufen im erforderlichen Umfang hinreichend genau und zuverlässig gewährleisten zu können. 
	3.11 (1)
	Im Kernkraftwerk müssen die personellen, organisatorischen, räumlichen und apparativen Voraussetzungen gegeben sein, um eine hinreichend genaue und zuverlässige Strahlenschutzüberwachung in der Anlage auf allen Sicherheitsebenen im erforderlichen Umfang gewährleisten zu können.
	

	
	Insbesondere müssen vorhanden sein:

1.
ortsfeste Einrichtungen zur Messung von Ortsdosisleistungen;

2.
ortsfeste Einrichtungen zur Messung der Konzentration radioaktiver Stoffe in der Raumluft von Raumgruppen oder Räumen, in denen eine entsprechende Überwachung zum Schutze von Personen oder zur frühzeitigen Entdeckung etwaiger freigesetzter radioaktiver Stoffe notwendig ist;

3.
ortsfeste Einrichtungen zur Messung der Konzentration radioaktiver Stoffe in Kreisläufen, in denen eine entsprechende Überwachung zur frühzeitigen Entdeckung etwaiger freigesetzter radioaktiver Stoffe notwendig ist;

4.
Messgeräte zur Ermittlung von Ortsdosisleistungen sowie Konzentration und Art radioaktiver Stoffe in Luft und Wasser; 

5.
Einrichtungen zur Messung von Personendosen sowie der Kontamination von Personen und Gegenständen;

6.
geeignete Laboreinrichtungen zur Auswertung und Analyse radioaktiver Proben.
	
	
	„Interpretation 8“ zu den SiAnf: „Anforderungen an den Strahlenschutz“, Abschnitte 2.1.5, 2.4.7, 2.4.8, 2.4.9.

	10.2
	Aktivitätsüberwachung in Fortluft und Abwasser

Im Kernkraftwerk müssen die personellen, organisatorischen und apparativen Voraussetzungen gegeben sein, um im erforderlichen Umfang Art, Menge und Konzentration der mit der Fortluft und dem Abwasser abzuleitenden radioaktiven Stoffe hinreichend genau und zuverlässig messen, registrieren sowie die Ableitung erforderlichenfalls begrenzen zu können.
	3.11 (2)
	Im Kernkraftwerk müssen die personellen, organisatorischen und apparativen Voraussetzungen gegeben sein, um im jeweils erforderlichen Umfang Art, Menge und Konzentration der mit der Fortluft und dem Abwasser abzuleitenden radioaktiven Stoffe hinreichend genau und zuverlässig zu überwachen, zu registrieren sowie die Ableitung erforderlichenfalls zu begrenzen.
	

	10.3
	Umgebungsüberwachung

Es müssen die personellen, organisatorischen und apparativen Voraussetzungen gegeben sein, um eine Strahlenschutzüberwachung der Umgebung im bestimmungsgemäßen Betrieb, bei Störfällen und auch bei unvorhersehbaren Ereignisabläufen im erforderlichen Umfang hinreichend schnell, genau und zuverlässig durchführen zu können. 
	3.11 (3)
	Es müssen die personellen, organisatorischen und apparativen Voraussetzungen gegeben sein, um eine Strahlenschutzüberwachung der Umgebung auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4 und bei Einwirkungen von innen oder außen sowie bei Notstandsfällen im erforderlichen Umfang hinreichend schnell, genau und zuverlässig durchführen zu können.
	

	
	Insbesondere müssen vorhanden sein:

1.
Einrichtungen und Geräte zur Bestimmung von Dosis, Dosisleistung, Aktivitätskonzentration und Oberflächenkontamination sowie zur Bestimmung von Nukliden während des bestimmungsgemäßen Betriebs;

2.
Einrichtungen und Geräte zur Ermittlung der erforderlichen Informationen über Ortsdosen, Aktivitätskonzentrationen, Oberflächenkontaminationen und Nuklide bei etwaigen Freisetzungen radioaktiver Stoffe; 

3.
Einrichtungen zur Messung von Windrichtungen und Windgeschwindigkeit.
	
	
	Entsprechende Detaillierungen enthält die REI, 2006.

	11.1
	Handhabung und Lagerung von Kernbrennstoffen und sonstigen radioaktiven Stoffen

Im Kernkraftwerk müssen Einrichtungen vorhanden sein, die eine sichere Handhabung, Einschließung und Lagerung der Kernbrennstoffe und sonstiger radioaktiver Stoffe ermöglichen. Diese Einrichtungen müssen so beschaffen, angeordnet und abgeschirmt sein, dass eine unzulässige Strahlenexposition des Personals und in der Umgebung, die Freisetzung radioaktiver Stoffe in die Umgebung oder ein Kritikalitätsstörfall ausgeschlossen werden können.
	3.11 (4)
	Im Kernkraftwerk müssen Maßnahmen und Einrichtungen vorgesehen sein, die eine sichere Handhabung, Einschließung und Lagerung der unbestrahlten und bestrahlten Brennelemente und sonstiger radioaktiver Stoffe ermöglichen. Diese Maßnahmen müssen so konzipiert und diese Einrichtungen so beschaffen, angeordnet und abgeschirmt sein, dass eine unzulässige Strahlenexposition des Eigen- und Fremdpersonals und in der Umgebung sowie die Freisetzung radioaktiver Stoffe in die Umgebung verhindert wird.

Dabei sind die Anzahl und Dauer von Tätigkeiten des Personals in Strahlungsfeldern und die Möglichkeiten der Personenkontamination und Inkorporation unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls so gering wie möglich zu halten.
	

	
	
	3.10 (2)
	Es sind Maßnahmen und Einrichtungen zur Handhabung und Lagerung der unbestrahlten und bestrahlten Brennelemente derart vorzusehen, dass ein Kritikalitätsereignis in den Lagereinrichtungen auch unter Störfallbedingungen, bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen nicht zu unterstellen ist.
	

	
	Die Einrichtung zur Lagerung bestrahlter Kernbrennstoffe muss über ausreichende Lagerkapazität sowie angemessene und hinreichend zuverlässige Systeme zur Nachwärmeabfuhr im bestimmungsgemäßen Betrieb und bei Störfällen verfügen.
	
	
	„Interpretation 6“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Handhabung und Lagerung der Brennelemente“, Abschnitt 3.


	Interpretationen zu den Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke: Einzelfehlerkonzept - Grundsätze für die Anwendung des Einzelfehlerkriterium
	Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke (SiAnf))

	
	Text
	Nr
	Text
	Erläuterungen

	(1)
	Beschreibung des Einzelfehlers

Beim Einzelfehler handelt es sich um einen Fehler, der in den Sicherheitseinrichtungen im betrachteten Anforderungsfall unabhängig vom auslösenden Ereignis zusätzlich unterstellt wird, der jedoch nicht als Folge des Anforderungsfalles im bestimmungsgemäßen Betrieb oder bei Störfällen auftritt und der vor Eintritt des Anforderungsfalles nicht bekannt ist. Der Einzelfehler beinhaltet auch die aus einem unterstellten Einzelfehler resultierenden Folgefehler.
	Anhang 1
	Einzelfehler:

Fehler, der in Einrichtungen im betrachteten Anforderungsfall unabhängig vom auslösenden Ereignis zusätzlich unterstellt wird, der jedoch nicht als Folge des Anforderungsfalles auftritt und der vor Eintritt des Anforderungsfalles nicht bekannt ist. Der Einzelfehler beinhaltet auch die aus einem unterstellten Einzelfehler resultierenden Folgefehler.
	

	
	Ein Einzelfehler liegt vor, wenn ein Systemteil 2) der Sicherheitseinrichtungen seine Funktion bei Anforderung nicht erfüllt.
	
	Ein Einzelfehler liegt vor, wenn ein Systemteil der Einrichtung seine Funktion bei Anforderung nicht erfüllt. 
	

	
	Eine betrieblich mögliche Fehlbedienung, die eine Fehlfunktion in den Sicherheitseinrichtungen zur Folge hat, ist einem Einzelfehler gleichzusetzen.
	
	Eine betrieblich mögliche Fehlbedienung, die eine Fehlfunktion in der Einrichtung zur Folge hat, ist einem Einzelfehler gleichgesetzt.
	

	
	
	
	Ein Einzelfehler an einer passiven Einrichtung bedeutet deren Versagen.
	

	
	Gründe für den unterstellten Einzelfehler müssen im allgemeinen nicht angegeben werden.
	
	Gründe für den unterstellten Einzelfehler müssen im allgemeinen nicht angegeben werden.
	Sh. hierzu Anhang 4, 2.1(3)

	
	2)
Der Begriff “Systemteil” umfasst alle Teile der Funktionseinheit selbst und der zu ihrer sicherheitstechnisch richtigen Funktion notwendigen – und ggf. auch redundanten – Versorgungs-, Stell- und Hilfseinrichtungen.
	
	2)
Der Begriff “Systemteil” umfasst alle Teile der Funktionseinheit selbst und der zu ihrer sicherheitstechnisch richtigen Funktion notwendigen – und ggf. auch redundanten – Versorgungs-, Stell- und Hilfseinrichtungen.
	Der Begriff „Systemteil“ wird als Synonym für „Komponente“ verwendet. Komponente ist definiert als: 
“Ein nach baulichen oder funktionellen Gesichtspunkten abgegrenzter Teil eines Systems. Komponenten bestehen aus Betriebsmitteln. Betriebsmittel sind die kleinsten Einheiten, die in sich funktionsfähig sind. Betriebsmittel bestehen aus Bauteilen.“

	(2)
	Anwendungsbereich des Einzelfehlerkriteriums

In folgenden Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke wird bei der Auslegung die Annahme eines Einzelfehlers in den zugehörigen Sicherheitseinrichtungen gefordert:

4.2:
Nachwärmeabfuhr im bestimmungsgemäßen Betrieb,

4.3:
Nachwärmeabfuhr nach Kühlmittelverlusten,

6.1:
Reaktorschutzsystem,

7.1:
Notstromversorgung und

8.5:
Wärmeabfuhr aus dem Sicherheitseinschluss.

Ein Einzelfehler ist auch bei der Auslegung der

-
Sicherheitseinrichtungen zur Reaktorabschaltung

-
Sicherheitseinrichtungen zur Nachwärmeabfuhr bei nicht verfügbarer Hauptwärmesenke,

-
aktiven Einrichtungen des Sicherheitseinschlusses 3)
zu unterstellen.
	3.1 (7)
	Einrichtungen zur Beherrschung von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 sind so redundant und entmascht auszuführen, dass die zur Ereignisbeherrschung erforderlichen Sicherheitsfunktionen auch dann ausreichend wirksam sind, wenn im Anforderungsfall

-
ein ungünstigst wirkender Einzelfehler in einer Sicherheitseinrichtung infolge eines zufälligen Ausfalls auftritt und

-
gleichzeitig eine in Kombination mit dem Einzelfehler ungünstigst wirkende Unverfügbarkeit in einer Sicherheitseinrichtung infolge von Instandhaltungsmaßnahmen vorliegt.

Einzelfehler werden grundsätzlich sowohl bei aktiven, als auch bei passiven Einrichtungen unterstellt, Ausnahmen sind zu begründen.
	

	
	3)
Die Redundanzanforderungen für die Absperrungen von Rohrdurchführungen durch den Sicherheitsbehälter sind im Sicherheitskriterium 8.4 als Schlussfolgerung einer Einzelfehlerbetrachtung festgelegt.
	Anhang 4
2.2.3
	(...)
Wenn bei einer Sicherheitseinrichtung lediglich ein Redundanzgrad von n+1 realisiert ist, (z.B. bei Primärkreis- oder Gebäudeabschlussarmaturen), dürfen Instandsetzungsmaßnahmen nur durchgeführt werden, wenn während der Dauer der instandsetzungsbedingten Unverfügbarkeit einer solchen Einrichtung deren sicherheitstechnische Funktion durch Ersatzmaßnahmen anderweitig zuverlässig gewährleistet ist (z. B. vorsorgliches Schließen der 2. Abschlussarmatur) oder die Instandsetzungsmaßnahme ausreichend zeitlich begrenzt ist und die zulässige Unverfügbarkeit in den betrieblichen Unterlagen festgelegt ist.

Bei den Instandhaltungsfällen sind alle in den jeweils relevanten Betriebsphasen zulässigen und durchführbaren Instandhaltungsmaßnahmen zu berücksichtigen. Einzelheiten bzgl. der Zulässigkeit von Instandhaltungsmaßnahmen in den verschiedenen Betriebsphasen enthält Nummer 3.
	

	
	Einzelfehler werden grundsätzlich sowohl bei aktiven als auch bei passiven Systemteilen unterstellt.
	3.1 (7)
	(...)

Einzelfehler werden grundsätzlich sowohl bei aktiven, als auch bei passiven Einrichtungen unterstellt, Ausnahmen sind zu begründen.
	

	(3)
	Zweck des Einzelfehlerkriteriums

Die Annahme des Einzelfehlers (Einzelfehlerkonzept) ist ein deterministisches Konzept für die Auslegung der Sicherheitseinrichtungen in Kernkraftwerken. Sie dient wie auch andere Verfahren und Maßnahmen, wie z. B. die probabilistische Analyse (Zuverlässigkeitsanalyse) und die Qualitätssicherung, zur Sicherheitsvorsorge. Die Unterstellung des Einzelfehlers dient bei der Auslegung von Sicherheitseinrichtungen zur Sicherstellung einer ausreichenden Redundanz und Entmaschung (vgl. Ziffer [5]).
	Anhang 4
1 (1)
	Das Einzelfehlerkonzept ist ein deterministisches Konzept für die Auslegung der in den folgenden Abschnitten 2.2 bis 2.5 genannten sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen. Die Unterstellung des Einzelfehlers sowie ggf. eines Instandhaltungsfalls bei Anforderung einer Einrichtung dient der Sicherstellung einer ausreichenden Redundanz.
	

	
	Wird eine Sicherheitseinrichtung entsprechend dem Einzelfehlerkonzept ausgelegt, so kann mit hinreichender Sicherheit davon ausgegangen werden, dass ihre Funktionsfähigkeit nicht vom zufälligen Versagen eines beliebigen einzelnen Systemteils abhängt.
	Anhang 4
1 (3)
	Wird eine Einrichtung entsprechend dem Einzelfehlerkonzept ausgelegt, so kann mit hinreichender Sicherheit davon ausgegangen werden, dass ihre Funktionsfähigkeit bei Anforderung nicht vom zufälligen Versagen eines beliebigen einzelnen Teils der Einrichtung oder vom Vorliegen eines Instandhaltungsfalles abhängt. Die entsprechende Auslegung muss alle Teile der sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtung selbst und aller für ihre Funktion erforderlichen Versorgungs-, Steuerungs-, Stell- und Hilfseinrichtungen umfassen.
	

	
	Die zuverlässige Funktion der im Anwendungsbereich genannten Sicherheitseinrichtungen muss auch bei Auftreten eines Einzelfehlers und - soweit in Ziffer (7) gefordert – bei gleichzeitigen Instandhaltungsvorgängen gewährleistet sein. 
	3.1 (7)
	Einrichtungen zur Beherrschung von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 sind so redundant und entmascht auszuführen, dass die zur Ereignisbeherrschung erforderlichen Sicherheitsfunktionen auch dann ausreichend wirksam sind, wenn im Anforderungsfall

-
ein ungünstigst wirkender Einzelfehler in einer Sicherheitseinrichtung infolge eines zufälligen Ausfalls auftritt und

-
gleichzeitig eine in Kombination mit dem Einzelfehler ungünstigst wirkende Unverfügbarkeit in einer Sicherheitseinrichtung infolge von Instandhaltungsmaßnahmen vorliegt.

(...)
	

	
	Ein darüber hinausgehender Einzelfehler ist zur Verschärfung der jeweiligen Randbedingungen in der Störfallanalyse beim Nachweis der Einhaltung der Störfallplanungswerte des § 28 Abs. 3 StrlSchV 4) nicht zu unterstellen.
	
	Ein darüber hinausgehender Einzelfehler ist zur Verschärfung der jeweiligen Randbedingungen in der Störfallanalyse beim Nachweis der Einhaltung der Störfallplanungswerte des § 28 Abs. 3 StrlSchV 4) nicht zu unterstellen.
	„Interpretation 8“ zu den SiAnf: „Anforderun-gen an den Strahlenschutz“, Abschnitt 2.9.2.

	
	4)
Die Einhaltung der Störfallplannungswerte des § 28 Abs. 3 StrlSchV ist gemäß den Vorgaben der "Leitlinien zur Beurteilung der Auslegung von Kernkraftwerken mit DWR gegen Störfälle gemäß § 28 Abs. 2 StrlSchV" vom 12.8.1983 nachzuweisen.
	
	4)
Die Einhaltung der Störfallplannungswerte des § 28 Abs. 3 StrlSchV ist gemäß den Vorgaben der "Leitlinien zur Beurteilung der Auslegung von Kernkraftwerken mit DWR gegen Störfälle gemäß § 28 Abs. 2 StrlSchV" vom 12.8.1983 nachzuweisen.
	„Interpretation 8“ zu den SiAnf: „Anforderun-gen an den Strahlenschutz“, Abschnitt 2.9.

	(4)
	Fehler infolge derselben Ursache (common-cause-failures) und Auslegungsfehler

Fehler infolge derselben Ursache an mehreren zueinander redundanten Systemteilen und Auslegungsfehler werden durch das Einzelfehlerkonzept nicht abgedeckt. Fehler dieser Art müssen durch geeignete Maßnahmen vermieden werden, wie z.B.

-
Auslegung unter Berücksichtigung aller in Betracht kommenden - auch störfallbedingten – Umgebungsbedingungen und etwaiger Beeinträchtigungen der Energie und Medienversorgung, räumliche Trennung oder sonstige Vorsorge gegen Folgeschäden,

-
Qualitätssicherung,

-
wiederkehrende Prüfungen,

-
diversitäre Auslegung (soweit möglich) und

-
Berücksichtigung des Fail Safe-Prinzips (sicherheitsgerichtete Aktion bei Störung).
	3.1 (2)
	Auf Maßnahmen und Einrichtungen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sind bezüglich aller Betriebsphasen sicherheitsfördernde Auslegungs-, Fertigungs- und Betriebsgrundsätze anzuwenden, wie insbesondere:

a) begründete Sicherheitszuschläge bei der Auslegung von Komponenten, in Abhängigkeit von deren sicherheitstechnischer Bedeutung; hierbei können in Bezug auf den Anwendungsfall anerkannte Regeln und Standards angewendet werden; 

b) Bevorzugung von inhärent sicher wirkenden Mechanismen bei der Auslegung;

c) Verwendung qualifizierter Werkstoffe, Fertigungs- und Prüfverfahren sowie betriebsbewährter oder ausreichend geprüfter Einrichtungen;

d) instandhaltungs- und prüffreundliche Gestaltung von Einrichtungen unter besonderer Berücksichtigung der Strahlenexposition des Personals;

e) ergonomische Gestaltung der Arbeitsplätze;

f) Sicherstellung und Erhalt der Qualitätsmerkmale bei Fertigung, Errichtung und Betrieb;

g) Durchführung von wiederkehrenden Prüfungen in dem sicherheitstechnisch notwendigen Umfang;

h) zuverlässige Überwachung der in den jeweiligen Betriebsphasen relevanten Betriebszustände;

i) Aufstellung und Anwendung eines Überwachungskonzepts mit Überwachungseinrichtungen zur Erkennung und Beherrschung betriebs- und alterungsbedingter Schäden;

j) Aufzeichnung, Auswertung und sicherheitsbezogene Verwertung von Betriebserfahrungen.
	Siehe zudem SiAnf 3.1 (3) und (5).

	(5)
	Einzelfehler bei passiven Systemteilen

Die Unterstellung eines Einzelfehlers in passiven Systemteilen hat die sinnvolle Entmaschung von zueinander redundanten Systemteilen zum Ziel. Diese Entmaschung ist so vorzunehmen, dass es als Folge eines zu unterteilenden passiven Einzelfehlers zu keinem redundanzübergreifenden Versagen kommt.
	Anhang 4
1 (4)
	Die Unterstellung eines Einzelfehlers in passiven Anlagenteilen hat die sinnvolle Entmaschung von zueinander redundanten Anlagenteilen zum Ziel. Diese Entmaschung ist so vorzunehmen, dass es als Folge eines zu unterstellenden passiven Einzelfehlers zu keinem redundanzübergreifenden Versagen von in Nummer 1 (1) in Bezug genommenen sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen kommt.
	

	
	Für passive Systemteile ist das Versagen im Rahmen des Einzelfehlerkonzepts dann nicht zu unterstellen, wenn nachgewiesen wird, dass sie gegen die bei allen für sie zu unterstellenden Anforderungsfällen maximal zu erwartenden Beanspruchungen unter Berücksichtigung der im Betriebszeitraum vorhersehbaren Veränderungen der Werkstoffeigenschaften mit ausreichenden Sicherheitszuschlägen ausgelegt sind, aus einem für den Verwendungszweck geeigneten Werkstoff gefertigt werden und unter einer umfassenden Qualitätssicherung hergestellt, montiert, errichtet, geprüft und betrieben werden, so dass eine ausreichende Zuverlässigkeit gesichert ist. Die hierbei anzuwendenden Maßnahmen und die Sicherheitszuschläge sind auch entsprechend der sicherheitstechnischen Bedeutung der Sicherheitseinrichtungen festzulegen.
	Anhang 4
2.5 (1)
	Für passive Anlagenteile ist das Versagen im Rahmen des Einzelfehlerkonzepts dann nicht zu unterstellen, wenn nachgewiesen wird, dass sie gegen die bei allen für sie zu unterstellenden Anforderungsfällen maximal zu erwartenden Beanspruchungen unter Berücksichtigung der im Betriebszeitraum vorhersehbaren Veränderungen der Werkstoffeigenschaften mit ausreichenden Sicherheitszuschlägen ausgelegt sind, aus einem für den Verwendungszweck geeigneten Werkstoff gefertigt werden und unter einer umfassenden Qualitätssicherung hergestellt, montiert, errichtet, geprüft und betrieben werden, so dass eine ausreichende Zuverlässigkeit gesichert ist. Die hierbei anzuwendenden Maßnahmen und die Sicherheitszuschläge sind auch entsprechend der sicherheitstechnischen Bedeutung der Sicherheitseinrichtungen festzulegen.
	

	
	Der oben geforderte Nachweis kann als erbracht angesehen werden, wenn die Anforderungen an Auslegung, Konstruktion, Werkstoffwahl, Herstellung und Prüfbarkeit der Systemteile gemäß Vorschriften erfüllt werden, die der sicherheitstechnischen Bedeutung der Systemteile Rechnung tragen5).
	Anhang 4
2.5 (2)
	Der in Nummer 2.5 (1) geforderte Nachweis kann als erbracht angesehen werden, wenn die Anforderungen an Auslegung, Konstruktion, Werkstoffwahl, Herstellung und Prüfbarkeit der Anlagenteile gemäß Vorschriften erfüllt werden, die der sicherheitstechnischen Bedeutung der Anlagenteile Rechnung tragen.
	

	
	5)
 Solche Vorschriften sind z.B. die RSK- Leitlinien für DWR, Kapitel 4.1 für die druckführende Umschließung. Kapitel 4.2 für die äußeren Systeme, Kapitel 5 für den Sicherheitsbehälter und einschlägige KTA Regeln.
	
	5)
 Solche Vorschriften sind z.B. die RSK- Leitlinien für DWR, Kapitel 4.1 für die druckführende Umschließung. Kapitel 4.2 für die äußeren Systeme, Kapitel 5 für den Sicherheitsbehälter und einschlägige KTA Regeln.
	

	
	Die Forderung nach sinnvoller Entmaschung von zueinander redundanten Systemteilen bleibt von den Festlegungen der vorstehenden beiden Absätze unberührt.
	
	Die Forderung nach sinnvoller Entmaschung von zueinander redundanten Systemteilen bleibt von den Festlegungen der vorstehenden beiden Absätze unberührt.
	Dieser Aspekt ist in SiAnf 3.1 (3) behandelt.

	(6)
	Einzelfehler in mehreren zur Beherrschung des Anforderungsfalles erforderlichen Sicherheitseinrichtungen

Müssen zur Beherrschung eines zu unterstellenden Anforderungsfalles mehrere der im Anwendungsbereich genannten Sicherheitseinrichtungen gleichzeitig oder auch zeitlich nacheinander ihre Funktion erfüllen, so ist das Auftreten eines Einzelfehlers für die Summe der Sicherheitseinrichtungen nach Maßgabe der Grundsätze des Einzelfehlerkonzeptes zu unterstellen, nicht aber für mehrere der benötigten Sicherheitseinrichtungen gleichzeitig.
	Anhang 4
2.1 (4)
	Müssen zur Beherrschung eines zu unterstellenden Anforderungsfalls gemäß den Abschnitten 2.2.2, 2.2.3, 2.3 und 2.4. mehrere sicherheitstechnisch wichtige Einrichtungen gleichzeitig oder zeitlich nacheinander ihre Funktion erfüllen, so ist das Auftreten eines Einzelfehlers für die Summe der Einrichtungen zu unterstellen, nicht aber in mehreren der benötigten Einrichtungen gleichzeitig.
	

	
	Davon abweichend ist in der Störfallanalyse bei Annahme des Ausfalls der ersten Anregung des Reaktorschutzsystems das gleichzeitige Auftreten eines Einzelfehlers an aktiven Systemteilen zu unterstellen, bei gleichzeitigem Instandsetzungsfall jedoch erst nach einem Zeitraum von 100 Stunden (KTA 3501) 6).
	Anhang 5
3.2.4 (2)
	Beim Nachweis der Wirksamkeit der Maßnahmen und Einrichtungen der Sicherheitsebene 3 ist das Einzelfehlerkonzept gemäß den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ Nummer 3.1 (7) sowie gemäß Anhang 4 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ anzuwenden.

Bei der Analyse von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 ist die Nichtberücksichtigung der ersten Anregung des Reaktorschutzsystems oder der ersten Anregung der Reaktorschnellabschaltung zu unterstellen, sofern aus physikalisch- technischen Gründen nicht nur ein Anregekriterium verfügbar ist.

Bei unterstellter Nichtberücksichtigung der ersten Anregung ist das gleichzeitige Auftreten eines Einzelfehlers an aktiven Einrichtungen zu unterstellen, bei gleichzeitiger Instandhaltung jedoch erst nach einem Zeitraum von 100 Stunden.
	„Interpretation 3“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Leittechnik und Störfallinstrumentierung“, Abschnitt 3.2. 


	
	6)
Diese Annahme ist nur bei Analysen zur Auslegung der Sicherheitseinrichtungen, nicht aber zur Verschärfung der jeweiligen Randbedingungen in der Störfallanalyse beim Nachweis der Einhaltung der Störfallplanungswerte des § 28 Abs. 3 StrlSchV zu treffen.
	
	
	„Interpretation 8“ zu den SiAnf: „Anforderun-gen an den Strahlenschutz“, Abschnitt 2.9.2.

	(7)
	Einzelfehler während Instandhaltungsvorgängen

Bei der Planung der Durchführung von Instandhaltungsvorgängen ist für jede der in den Sicherheitskriterien 4.2, 4.3, 6.1 und 7.1 geforderten Sicherheitseinrichtungen sowie für die Sicherheitseinrichtungen zur Reaktorabschaltung und zur Nachwärmeabfuhr bei nicht verfügbarer Hauptwärmesenke das Auftreten eines Einzelfehlers zu unterstellen. 
	Anhang 5
2.1 (3)
	Im Rahmen der Nachweisführung ist der im Hinblick auf die Einhaltung des jeweiligen Nachweiskriteriums ungünstigste Einzelfehler zu wählen, sowie, soweit zu unterstellen, die insgesamt ungünstigste Kombination mit dem Instandhaltungsfall. Die Auswahl ist zu begründen.
	

	
	Instandhaltungsvorgänge an Sicherheitseinrichtungen, während derer der betroffenen Systemteil nicht funktionsbereit ist, sind ohne besondere, seine Funktion ersetzende oder seine Funktionsbereitschaft überflüssig machende Maßnahmen (z. B. Abschaltung, Leistungsminderung, Rückgriff auf andere Systeme) nur zulässig, wenn für die Dauer des Instandhaltungsvorgangs das Einzelfehlerkonzept erfüllt ist.
	Anhang 4
3.1 (1)
	Instandhaltungsmaßnahmen, die zur Unverfügbarkeit einer in den Abschnitten 2.2 bis 2.5 genannten sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtung führen, sind ohne besondere, deren Funktion ersetzende oder ihre Funktionsbereitschaft überflüssig machende Maßnahmen (z. B. Abschaltung, Leistungsminderung, Rückgriff auf andere Systeme) nur zulässig, wenn für die Dauer des Instandhaltungsvorgangs die Anforderungen des Einzelfehlerkonzepts gemäß Abschnitt 2 erfüllt sind. Dieser Grundsatz ist auch auf andere Maßnahmen, die zur Unverfügbarkeit einer sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtung führen, z.B. im Zuge von Änderungen an der Anlage oder deren Betriebsweise, anzuwenden.
	

	
	Dies gilt nicht für Inspektionen, wenn die Funktionsbereitschaft des betroffenen Systemteils im Anforderungsfall rechtzeitig wiederhergestellt werden kann.
	Anhang 4
3.3.2
	Wartungsmaßnahmen

Sind zur Gewährleistung der Funktionsfähigkeit von sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen Wartungen erforderlich, können diese bei Einhaltung der nachstehenden Bedingungen in allen Betriebsphasen durchgeführt werden:

-
die Wartungsmaßnahme erfordert nur Unverfügbarkeitszeiten der sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtung < 8 Stunden und 

-
die sicherheitstechnisch wichtige Einrichtung kann im Anforderungsfall rasch in den Betriebszustand zurückversetzt werden, wobei dies auch unter den Bedingungen eines eingetretenen Störfalls möglich sein muss, und 

-
die Arbeiten bleiben auf jeweils eine Redundante beschränkt und die anderen Redundanten stehen in diesem Zeitraum uneingeschränkt zur Verfügung, und 

-
beim An- und Abfahren der Anlage werden Wartungen auf die unvermeidlichen Umfänge beschränkt.
	

	
	
	Anhang 4
4 (5)
	Bei prüfungsbedingten Änderungen in der Bereitschaftsstellung einer sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtung ist sicherzustellen, dass diese bei Eintreten eines Anforderungsfalls rechtzeitig rückgängig gemacht werden können.


	

	
	Während kurzzeitiger Wartungs- oder Instandsetzungsvorgänge braucht das zusätzliche Auftreten eines Einzelfehlers an Systemteilen ebenfalls nicht unterstellt zu werden, wenn wegen der Kürze der Wartungs- oder Instandsetzungsdauer die Zuverlässigkeit der betrachteten Sicherheitseinrichtung nicht wesentlich herabgesetzt wird.7)
	Anhang 4
3.2 in Verbindung mit 3.2(1) und 3.2(2)

	
	

	
	7)
Auch z.B. für die Schnellschlussklappen in dem Zu- und Abluftstrang der Unterdruckhaltung des nuklearen Lüftungssystems sind entsprechend kurze zulässige Instandhaltungszeiten festzulegen.
	
	7)
Auch z.B. für die Schnellschlussklappen in dem Zu- und Abluftstrang der Unterdruckhaltung des nuklearen Lüftungssystems sind entsprechend kurze zulässige Instandhaltungszeiten festzulegen.
	Auflistung des Beispiels ist entbehrlich, da zulässige Instandsetzungszeiten von der Anzahl der Redundanzen abhängen.

	
	Mit der Instandsetzung ist unverzüglich nach der Schadenserkennung zu beginnen.
	Anhang 4
3.2.1 (1)
	Bei Feststellung von Mängeln an sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen, die eine Unverfügbarkeit der Einrichtung im Anforderungsfall zur Folge haben können, sind unverzüglich Maßnahmen zur Identifizierung der Fehlerursache und zur Behebung des Mangels einzuleiten. Insbesondere ist dabei zu klären, ob der festgestellte Schadensmechanismus systematischer Natur ist.
	

	
	Die ohne besondere Maßnahme zulässigen Wartungs- und Instandsetzungszeiten (Zeit ab Schadenserkennung bis Abschluss der Instandsetzung) sowie festzulegende Inspektionskonzepte sind unter Verwendung der für die genannten Sicherheitseinrichtungen durchgeführten Zuverlässigkeitsanalysen (soweit erforderlich) und von Betriebserfahrungen so festzulegen, dass die Zuverlässigkeiten dieser Sicherheitseinrichtungen durch die Instandhaltungsvorgänge nicht unter die zur Störfallbeherrschung erforderlichen Zuverlässigkeiten herabgesetzt werden.
	Anhang 4
3.2.2 (1)
	Die zulässigen Unverfügbarkeitszeiten von Einrichtungen zur Beherrschung von Ereignissen der Sicherheitsebenen 2 bis 4a sind unter Berücksichtigung von Zuverlässigkeitsanalysen, soweit erforderlich, und unter Berücksichtigung von Betriebserfahrungen zu ermitteln und in den Betriebsvorschriften festzulegen.
	

	
	
	Anhang 4
3.2.2 (2)
	Diese Festlegungen müssen mindestens folgende Angaben enthalten:

-
Zulässige Dauer der Unverfügbarkeit einer oder mehrerer dieser Einrichtungen sowie deren erforderliche Mindestverfügbarkeit für jede Betriebsphase.
-
Eindeutige Beschreibung der Maßnahmen, die bei Erreichung der zulässigen Unverfügbarkeitszeiten einzuleiten sind (z. B. Leistungseinschränkung, neu einzustellender Anlagenzustand, weitere Maßnahmen zur Reduzierung der Eintrittswahrscheinlichkeit von Ereignissen).
	

	(8)
	Einzelfehler bei Ereignissen oder Ereignisketten mit sehr geringer Eintrittswahrscheinlichkeit

Anlageninterne Ereignisse und Einwirkungen von außen sind im Hinblick auf die Anwendung des Einzelfehlerkonzepts grundsätzlich gleichzusetzen.
	Anhang 3
1 (2)







Anhang 3
1 (3)










Anhang 3
2 (3)
	Das Sicherheitssystem sowie die Notstandseinrichtungen sind so auszulegen, dass sie bei Einwirkungen von innen und von außen wirksam bleiben. Die grundlegenden Auslegungsanforderungen an Sicherheitseinrichtungen im Falle dieser Einwirkungen sind in den diesbezüglichen Regelungen in Abschnitt 2.4 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke" enthalten.

Durch Vorsorgemaßnahmen (VM) ist zu gewährleisten, dass Ereignisse aus Einwirkungen von innen oder außen sowie aus Notstandsfällen, die die bestimmungsgemäße Funktion von Sicherheitseinrichtungen unzulässig beeinträchtigen könnten,

-
entweder verhindert werden

-
oder in ihren Auswirkungen ausreichend begrenzt werden (siehe auch „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ Nummer 2.1 (5)).

Die Wirksamkeit von Vorsorgemaßnahmen muss auch bei Anwendung des Einzelfehlerkonzepts (siehe Anhang 4 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“) sichergestellt sein.
	

	
	Bei anlageninternen Ereignissen mit sehr geringer Eintrittswahrscheinlichkeit (z. B. ATWS), bei äußeren Einwirkungen mit sehr geringer Eintrittswahrscheinlichkeit (wie z. B. Flugzeugabsturz und Explosionsdruckwelle) und bei Ereignisketten mit sehr geringer Eintrittswahrscheinlichkeit, die keine Auslegungsstörfälle i. S. d. § 28 Abs. 3 StrlSchV sind, ist das gleichzeitige Auftreten eines Einzelfehlers nicht zu unterstellen; auch ein gleichzeitiger Instandsetzungsfall wird nicht postuliert.
	Anhang 4
2.2.4






Anhang 4
2.4 (1)





Anhang 4
2.4 (2)









Anhang 4
2.2.5
	Bei Ereignissen der Sicherheitsebene 4a ist das gleichzeitige Auftreten eines Einzelfehlers nicht zu unterstellen; auch ein gleichzeitiger Instandhaltungsfall wird nicht postuliert (Redundanzgrad n+0). Einzelheiten bzgl. der Zulässigkeit von Instandhaltungsmaßnahmen in den verschiedenen Betriebsphasen enthält Abschnitt 3.

Bei Notstandsfällen muss im Anforderungsfall in allen Betriebsphasen für die erforderlichen sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen grundsätzlich weder ein Einzelfehler noch ein Instandhaltungsfall unterstellt werden (Redundanzgrad n+0).

Zur Beherrschung der Einwirkungen aus Notstandsfällen ist für die Funktion von Einrichtungen, die innerhalb der ersten 30 Minuten erforderlich sind, ein Einzelfehler in aktiven Systemteilen dieser Einrichtungen zu unterstellen (Redundanzgrad n+1). Für Einrichtungen die innerhalb der ersten 30 Minuten nicht benötigt werden, muss weder ein Einzelfehler noch ein Instandhaltungsfall unterstellt werden (Redundanzgrad n+0).

Für Einrichtungen der Sicherheitsebenen 4b und 4c ist weder ein Einzelfehler noch ein Instandhaltungsfall gefordert (Redundanzgrad n+0).
	

	(9)
	Überlagerungsfälle

Die Überlagerung unabhängiger Ereignisse bei der Störfallanalyse ist nicht mit Hilfe des Einzelfehlerkonzeptes vorzunehmen, sondern Ereigniskombinationen sind unter Berücksichtigung der Eintrittswahrscheinlichkeit und eines ausgewogenen Sicherheitskonzepts der Anlage festzulegen.
	4.2 (1)
	c)
Kombinationen mehrerer zu unterstellender Einwirkungen von außen (z. B. Erdbeben, Hochwasser, Sturm, Blitz) sowie aus Notstandsfällen untereinander oder Kombinationen dieser Einwirkungen mit anlageninternen Ereignissen (z. B. Rohrleitungsbruch, Brände in der Anlage, Notstromfall). Diese Kombinationen müssen dann unterstellt werden, wenn die zu kombinierenden Ereignisse in einem kausalen Zusammenhang stehen können oder wenn ihr gleichzeitiges Eintreten auf Grund der Wahrscheinlichkeit und des Schadensausmaßes in Betracht zu ziehen ist.
	


	Interpretationen zu dem Sicherheitskriterium 2.6: "Einwirkungen von Außen" - 
Grundsätze zur Bestimmung gefährlicher Stoffe im Sinne von Sicherheitskriterium 2.6 sowie zur Festlegung der notwendigen Schutzmaßnahmen gegen diese Stoffe
	Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke (SiAnf)

	
	Text
	Nr.
	Text
	Erläuterungen

	
	Gefährlich sind solche Stoffe, bei deren Einwirkung die Funktion sicherheitstechnisch wichtiger Anlagenteile oder die erforderliche Handlungsfähigkeit des Schichtpersonals nicht mehr ausreichend gewährleistet ist. Bei den gefährlichen Stoffen sind zu unterscheiden: 
	Anhang 3
4.2.2.3 (1)
	Unter gefährlichen Stoffen sind die folgenden Stoffe zu verstehen:
	

	
	(1)
Stoffe, die kurzfristig oder langfristig zum Ausfall der Funktion sicherheitstechnisch wichtiger Anlagenteile führen können. Das sind

-
explosionsfähige 3)
-
leicht entzündliche oder entzündliche 4)
-
den in der Dieselzuluft enthaltenen Sauerstoff verdrängende oder verzehrende,

-
verstopfende oder

-
korrosive Stoffe; und
	
	a) Stoffe, die kurzfristig oder langfristig zum Ausfall der Funktion sicherheitstechnisch wichtiger Anlagenteile führen können. Das sind:

· explosionsfähige,

· entzündliche,

· den in der Dieselzuluft enthaltenen Sauerstoff verdrängende oder verzehrende,

· verstopfende oder

-
korrosive Stoffe.
	

	
	(2)
Stoffe, bei deren Einwirkung die erforderliche Handlungsfähigkeit des Schichtpersonals nicht mehr ausreichend gewährleistet ist. Das sind

-
giftige 4)
-
narkotische,

-
ätzende 4)
-
Sauerstoff verdrängende,

-
Sauerstoff verzehrende oder

-
explosionsfähige 3) Stoffe.
	
	b) Stoffe, die die erforderliche Handlungsfähigkeit des Personals gefährden. Das sind:

· giftige,

· narkotische,

· ätzende,

· Sauerstoff verdrängende,

· Sauerstoff verzehrende oder

· explosionsfähige Stoffe und

· radioaktive Stoffe.
	

	
	3)
„Explosionsfähig" entsprechend Richtlinie für den Schutz von Kernkraftwerken gegen Druckwellen aus chemischen Reaktionen (Banz Nr. 179 vom 22.9.1976, S. 1 bis 3)

4)
„leicht entzündlich", „entzündlich", „giftig" und „ätzend" entsprechend § 1 Absatz 1 Nr. 3, 4, 5 und 7 der Verordnung über gefährliche Arbeitsstoffe (ArbStoffV) vom 8.9.1975 (BGBl I, Seite 2494), geändert durch Gesetz vom 12.4.1976 (BGBl I, Seite 965)
	
	3)
Explosionsfähig" entsprechend Richtlinie für den Schutz von Kernkraftwerken gegen Druckwellen aus chemischen Reaktionen (Banz Nr. 179 vom 22.9.1976, S. 1 bis 3)

4)
„leicht entzündlich", „entzündlich", „giftig" und „ätzend" entsprechend § 1 Absatz 1 Nr. 3, 4, 5 und 7 der Verordnung über gefährliche Arbeitsstoffe (ArbStoffV) vom 8.9.1975 (BGBl I, Seite 2494), geändert durch Gesetz vom 12.4.1976 (BGBl I, Seite 965)
	

	
	Diese Stoffe können über die Außenluft für die Warte und für Gebäude mit sicherheitstechnisch wichtigen Anlagenteilen, über die Verbrennungsluftzufuhr für die Notstromerzeuger sowie über die Kühlwasserversorgung sicherheitstechnisch wichtiger Anlagenteile in das Kernkraftwerk eindringen und die Funktion sicherheitstechnisch wichtiger Anlagenteile oder die erforderliche Handlungsfähigkeit des Schichtpersonals derart beeinträchtigen, dass die Sicherheit des Kernkraftwerks gefährdet sein kann.
	
	Diese Stoffe können über die Außenluft für die Warte und für Gebäude mit sicherheitstechnisch wichtigen Anlagenteilen, über die Verbrennungsluftzufuhr für die Notstromerzeuger sowie über die Kühlwasserversorgung sicherheitstechnisch wichtiger Anlagenteile in das Kernkraftwerk eindringen und die Funktion sicherheitstechnisch wichtiger Anlagenteile oder die erforderliche Handlungsfähigkeit des Schichtpersonals derart beeinträchtigen, dass die Sicherheit des Kernkraftwerks gefährdet sein kann.
	Dieser Text hat Hinweischarakter bzw. wiederholt Aussagen von oben und ist daher entbehrlich.

	
	Bei der Festlegung der notwendigen Schutzmaßnahmen gegen die Einwirkung gefährlicher Stoffe sind folgende Gesichtspunkte maßgebend:

-
Vorkommen der standortbedingten gefährlichen Stoffe (ortsfest oder auf Verkehrswegen) 5),

-
deren Eindringmöglichkeiten,

-
deren Einwirkungsmechanismen, einschließlich des zeitlichen Verlaufs (z.B. der Konzentration, der Einwirkung), und

-
Möglichkeiten zu deren Erkennung und Überwachung sowie

-
Wirksamwerden der Schutzmaßnahmen.
	Anhang 3
4.2.2.3 (2)
	Durch geeignete Maßnahmen oder Einrichtungen ist sicherzustellen, dass gefährliche Stoffe die Sicherheit der Anlage und die Handlungsfähigkeit des Personals nicht unzulässig beeinträchtigen.

Dabei sind folgende Gesichtspunkte maßgebend:
· standortspezifisches Vorkommen gefährlicher Stoffe (ortsfest oder auf Verkehrswegen),

· deren Eindringmöglichkeiten in Gebäude oder Systeme,

· deren Einwirkungsmechanismen, einschließlich des zeitlichen Verlaufs (z. B. der Konzentration) sowie

· Möglichkeiten zu deren Erkennung und Überwachung.
	

	
	5) Soweit amtliche Unterlagen vorhanden sind.
	
	5) Soweit amtliche Unterlagen vorhanden sind.
	

	
	Zur Erkennung des Auftretens von gefährlichen Stoffen und zur Einleitung von Schutzmaßnahmen sind entsprechende organisatorische Vorkehrungen zu treffen und, soweit notwendig und möglich, technische Einrichtungen zu schaffen.
	Anhang 3
4.2.2.3 (3)
	Zur Erkennung des Auftretens von gefährlichen Stoffen und zur Einleitung notwendiger Personalhandlungen sind entsprechende organisatorische Maßnahmen zu treffen und, soweit notwendig und möglich, Einrichtungen zu schaffen.
	

	
	Entsprechend der Einwirkung der gefährlichen Stoffe kommen neben der erforderlichen Systemauslegung (z.B. räumliche Trennung der Versorgungsöffnungen für redundante Anlagenteile) insbesondere folgende Maßnahmen in Betracht:

(1)
Anlagenbezogene Schutzmaßnahmen

a)
bei kurzfristig wirkenden gefährlichen Stoffen
-
Unterbrechung der Medienzufuhr (z.B. Lüftungsabschluß),

-
Umstellung der Betriebsweise (z.B. Zuluft/ Abluftbetrieb in Umluftbetrieb),

b)
bei langfristig wirkenden gefährlichen Stoffen

-
Inspektion, einschließlich wiederkehrende Prüfungen,

-
Reinigung.
	Anhang 3
4.2.2.3 (4)
	Entsprechend der Einwirkung der gefährlichen Stoffe sind neben der erforderlichen Systemauslegung (z. B. räumliche Trennung der Versorgungsöffnungen für redundante Teilsysteme) insbesondere folgende Maßnahmen und Einrichtungen in Betracht zu ziehen:
Anlagenbezogen:

a) bei kurzfristig wirkenden gefährlichen Stoffen

· Unterbrechung der Medienzufuhr (z. B. Lüftungsabschluss),

· Umstellung der Betriebsweise (z. B. Zuluft/Abluftbetrieb auf Umluftbetrieb),

b) bei langfristig wirkenden gefährlichen Stoffen:
-
Inspektion potenziell beeinträchtigter bzw. zur Vorsorge erforderlicher Einrichtungen, einschließlich wiederkehrende Prüfungen sowie

-
Reinigung dieser Einrichtungen.
	

	
	(2)
Administrativ-organisatorische Schutzmaßnahmen

-
Ausbildung des Personals,

-
Schutz des Schichtpersonals durch z. B. Bereitstellung von Atemschutzgeräten, Einrichtung von Bereichen mit autarker Medienaufbereitung (z. B. Klimatisierung/ Regenerierung).
	
	c)
Organisatorisch:

-
Ausbildung des Personals,

-
Schutz des Personals durch z. B. Bereitstellung von Atemschutzgeräten, Einrichtung von Bereichen mit autarker Medienaufbereitung (z. B. Klimatisierung/ Regenerierung).
	

	
	Als weitere Maßnahmen können

-
Nachweisgeräte für die jeweiligen gefährlichen Stoffe in den Versorgungsöffnungen, in der Warte, auf dem Kraftwerksgelände und eventuell in der Nähe gefährdeter Anlagenteile,

-
Nachrichtenverbindungen zu den Orten des Umgangs mit gefährlichen Stoffen und

-
Sicherheitsabstände

in Betracht kommen.
	
	d)
Zusätzlich:

-
Nachweisgeräte für die jeweiligen gefährlichen Stoffe in den Versorgungsöffnungen, in der Warte, auf dem Kraftwerksgelände und eventuell in der Nähe gefährdeter Anlagenteile, vorrangig aber in der Nähe der potentiellen Gefahrstoffquelle,
· Nachrichtenverbindungen zu den Orten des Umgangs mit gefährlichen Stoffen,

· Vermeidung des langfristigen Kontakts mit korrosiven Stoffen,

· schützende Beschichtungen und

-
Sicherheitsabstände.
	

	
	Die besonderen Aspekte, die sich aus der Einwirkung Dritter ergeben, sind in dieser Interpretation nicht berücksichtigt.
	
	Die besonderen Aspekte, die sich aus der Einwirkung Dritter ergeben, sind in dieser Interpretation nicht berücksichtigt.
	Kriterien für die Anlagensicherung sind gemäß Auftrag des BMU nicht in den „Sicher-heitsanforderungen an Kernkraftwerke“ formu-liert. Hierzu bestehen gesonderte Regelungen des BMU.


	Interpretationen zu dem Sicherheitskriterium 8.56): "Wärmeabfuhr aus dem Sicherheitseinschluss" - Wird mit Sicherheitskriterium 8.5 ein Gebäudesprühsystem gefordert ?
	Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke (SiAnf)

	
	Text
	Nr.
	Text
	Erläuterungen

	
	Die zur Beherrschung von Störfällen erforderliche Abfuhr von Nach- und Speicherwärme aus dem Sicherheitsbehälter erfolgt über die Nachwärmeabfuhrsysteme. Der zusätzliche Einbau eines Gebäudesprühsystems ist daher dann nicht notwendig, wenn nachgewiesen wird, dass die in Sicherheitskriterium 8.5 festgelegten sicherheitstechnischen Aufgaben zuverlässig durch die Nachwärmeabfuhrsysteme erfüllt werden.

6)
Sicherheitskriterium 8.5 behandelt ausschließlich die Wärmeabfuhr aus dem Sicherheitseinschluss. Diese Interpretation erstreckt sich daher nicht auf die Frage des Einbaus eines Sprühsystems zur Auswaschung von Spaltprodukten aus der Sicherheitsbehälteratmosphäre.
	3.6 (7)
	Ein langfristiger Temperatur- oder Druckanstieg im Sicherheitsbehälter ist bei Kühlmittelverluststörfällen während des Sumpfbetriebes zu verhindern.
	Im Hinblick auf die kurzfristig einzuhaltenden Nachweiskriterien gilt Anhang 2, Tabelle 3.1c.

Im Hinblick auf den Einzelfehler gilt SiAnf 3.1 (7) sowie Anhang 4.


	Interpretationen zu dem Sicherheitskriterium 2.2: "Prüfbarkeit“ - Einordnung von Schadensereignissen, die wegen der bei wiederkehrenden Prüfungen eingeschränkten Prüfbarkeit unterstellt werden, in den Rahmen einer allgemeinen Fehlerbetrachtung
	Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke (SiAnf)

	
	Text
	Nr.
	Text
	Erläuterungen

	
	Eine eingeschränkte Prüfbarkeit muss Ausnahmefall bleiben. Sie ist dann gegeben, wenn wiederkehrende Prüfungen, die zur Bestätigung des einwandfreien Zustandes oder der einwandfreien Funktion eines Anlagenteils notwendig sind, nicht in erforderlichem Umfang durchgeführt werden können. Falls der einwandfreie Zustand oder die einwandfreie Funktion eines Anlagenteils mit den durchführbaren Prüfungen nicht nachgewiesen werden kann, sind sie durch andere Maßnahmen an diesen Anlagenteilen zu gewährleisten. Zu diesen Maßnahmen gehören z.B.

-
ausreichende Sicherheitszuschläge bei der Auslegung,

-
Wahl entsprechender Werkstoffe,

-
erhöhte Fertigungsqualität,

-
besondere konstruktive Gestaltung,

-
angemessene Begrenzung und Kontrolle der Betriebsparameter,

-
Gewährleistung rascher Austauschbarkeit der betreffenden Anlagenteile.
	3.1 (12a)
	Wenn an Einrichtungen regelmäßig wiederkehrende Prüfungen nach dem Stand der Technik nicht in dem für die Erkennung etwaiger Mängel erforderlichen Umfang durchgeführt werden können, ist sicherzustellen, dass für die nicht oder nur eingeschränkt prüfbaren Bereiche Vorkehrungen gegen ein Versagen durch mögliche Schädigungsmechanismen, wie Ermüdung, Korrosion und andere Alterungsmechanismen, derart getroffen sind, dass aus dem Betrieb und nach dem Stand von Wissenschaft und Technik für diesen Bereich keine sicherheitstechnisch relevante Schädigung zu besorgen ist, eine Herstellungsdokumentation vorliegt und daraus keine Auffälligkeiten oder Abweichungen von den einzuhaltenden Vorgaben abzuleiten sind.
	

	
	Falls solche Maßnahmen nicht ergriffen werden können, sind der Ausfall des betreffenden Anlagenteils zu unterstellen sowie entsprechende Maßnahmen für die Beherrschung möglicher Folgen zu ergreifen. Diese Annahme ist unabhängig davon zu treffen, ob ein Einzelfehler nach Kriterium 4.2, 4.3, 6.1, 7.1 oder 8.5 zu postulieren ist.
	3.1 (12b)
	Im Falle einer solchen eingeschränkten Prüfbarkeit sind für die Beherrschung trotz der Vorkehrungen gemäß Nummer 3.1 (12a) zu unterstellender möglicher Folgen aus diesem Mangel Maßnahmen und Einrichtungen derart vorzusehen, dass bei den unter diesen Umständen in Betracht zu ziehenden Ereignissen die Einhaltung der jeweiligen sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien sichergestellt ist.
	

	
	Kombinationen von störfallauslösenden Ereignissen auf Grund eingeschränkter Prüfbarkeit mit sonstigen störfallauslösenden Ereignissen (z.B. EVA) oder gemeinsame Ausfälle von gleichartigen und gleichartig belasteten Anlagenteilen mit eingeschränkter Prüfbarkeit sind zu unterstellen, sofern die o. g. Maßnahmen nicht ergriffen werden. Hiervon kann im Einzelfall abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird, dass das gleichzeitige Eintreten auf Grund der Wahrscheinlichkeit und des Schadensausmaßes nicht in Betracht gezogen werden muss.
	4.2 (1)
	Der Auslegung der Einrichtungen gemäß Nummer 2.4 (1) sind zu Grunde zu legen:

a) die jeweils folgenschwersten Einwirkungen von innen oder zu unterstellender Einwirkungen von außen;

b) die Besonderheiten lange andauernder Einwirkungen von außen;

c) Kombinationen mehrerer zu unterstellender Einwirkungen von außen (z. B. Erdbeben, Hochwasser, Sturm, Blitz) sowie aus Notstandsfällen untereinander oder Kombinationen dieser Einwirkungen mit anlageninternen Ereignissen (z. B. Rohrleitungsbruch, Brände in der Anlage, Notstromfall). Diese Kombinationen müssen dann unterstellt werden, wenn die zu kombinierenden Ereignisse in einem kausalen Zusammenhang stehen können oder wenn ihr gleichzeitiges Eintreten auf Grund der Wahrscheinlichkeit und des Schadensausmaßes in Betracht zu ziehen ist.
	


	Interpretationen zu dem Sicherheitskriterium 2.3: "Strahlenbelastung in der Umgebung" - 
Grundsätze zur Ermittlung der sicherheitstechnisch wichtigen Anlagenteile im Hinblick auf das Erreichen des Schutzziels, die Strahlenbelastung in der Umgebung so gering wie möglich zu halten
	Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke (SiAnf)

	
	Text
	Nr.
	Text
	Erläuterungen

	
	Sicherheitstechnisch wichtige Anlagenteile im Sinne des Kriteriums 2.3 sind solche,

(1)
die notwendig sind,

-
um den Reaktor abzuschalten,

-
um den Reaktorkern im abgeschalteten Zustand zu halten,

-
um die Nachzerfalls- und Speicherwärme abzuführen,

-
um Einschluss und Rückhaltung radioaktiver Stoffe im erforderlichen Umfang sicherzustellen,

-
um das Erreichen festgelegter Ansprechwerte zu erfassen und Schutzaktionen auszulösen,

-
um die bei und nach Störfällen und bei Unfällen notwendige Information über den Zustand der Anlage (einschließlich Betriebszustand) zu liefern,

-
um die im bestimmungsgemäßen Betrieb bei Störfällen und - soweit möglich - bei Unfällen auftretenden Emissionen radioaktiver Stoffe zu ermitteln,

-
um unzulässige Auswirkungen von solchen gefährlichen Stoffen auf die vorstehend genannten Anlagenteile zu verhindern, die sich infolge von Störfällen bilden können;
	Anhang 1
	Einrichtung, sicherheitstechnisch wichtige

Einrichtung, die erforderlich ist, den Reaktor jederzeit aus dem bestimmungsgemäßem Betrieb, bei Störfällen, sehr seltenen Ereignissen und bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen sicher abzuschalten und in abgeschaltetem Zustand zu halten, die Nachwärme abzuführen, das Auftreten unkontrollierter Kritikalität zu verhindern sowie die erforderliche Vorsorge gegen Schäden zu gewährleisten und jede Strahlenexposition oder Kontamination von Personen, Sachgütern oder der Umwelt unter Beachtung des Standes von Wissenschaft und Technik auch unterhalb der festgesetzten Grenzwerte so gering wie möglich zu halten.
	

	
	zu diesen Anlagenteilen sind ebenfalls diejenigen zugehörigen Neben- und Hilfssysteme zu zählen, die im Anforderungsfall notwendig sind.
	
	
	

	
	(2)
bei deren Versagen Anlagenteile nach (1) in ihrer Funktion hinsichtlich der Erfüllung des Kriteriums 2.3 beeinträchtigt werden können.
	
	
	

	
	Die Zuordnung der Anlagenteile zu den Anlagenteilen nach (1) und nach (2) ist zu begründen.
	
	
	


	Interpretationen zu dem Sicherheitskriterium 2.6: "Einwirkungen von außen“ - Zu unterstellende Lastkombinationen und Kombinationen äußerer und innerer Einwirkungen
	Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke (SiAnf)

	
	Text
	Nr.
	Text
	Erläuterungen

	
	Bezüglich der im Kriterium 2.6 angesprochenen Kombinationen der Einwirkungen von außen mit weiteren daraus folgenden Ereignissen gilt folgendes:

Kombinationen mehrerer naturbedingter oder sonstiger Einwirkungen von außen (z.B. Erdbeben, Hochwasser, Sturm, Blitz, Flugzeugabsturz, chemische Explosionen, Brände, gefährliche Stoffe1)) oder Kombinationen dieser Einwirkungen mit Störfällen (z.B. Rohrleitungsbruch, Brände in der Anlage, Rauchentwicklung, Notstromfall) sind dann zu unterstellen, wenn die zu kombinierenden Ereignisse in einem kausalen Zusammenhang stehen können oder wenn ihr gleichzeitiges Eintreten auf Grund von Wahrscheinlichkeitsbetrachtungen oder nach dem Stand von Wissenschaft und Technik unterstellt werden muss.
	4.2 (1)
	Der Auslegung der Einrichtungen gemäß Nummer 2.4 (1) sind zu Grunde zu legen:

a)
die jeweils folgenschwersten Einwirkungen von innen oder zu unterstellender Einwirkungen von außen;

b)
die Besonderheiten lange andauernder Einwirkungen von außen;

c)
Kombinationen mehrerer zu unterstellender Einwirkungen von außen (z. B. Erdbeben, Hochwasser, Sturm, Blitz) sowie aus Notstandsfällen untereinander oder Kombinationen dieser Einwirkungen mit anlageninternen Ereignissen (z. B. Rohrleitungsbruch, Brände in der Anlage, Notstromfall). Diese Kombinationen müssen dann unterstellt werden, wenn die zu kombinierenden Ereignisse in einem kausalen Zusammenhang stehen können oder wenn ihr gleichzeitiges Eintreten auf Grund der Wahrscheinlichkeit und des Schadensausmaßes in Betracht zu ziehen ist.
	

	
	1)
"Gefährliche Stoffe" wird hier im Sinne der Interpretation zum Kriterium 2.6 benutzt (GMBl 1979, S. 161).
	
	1)
"Gefährliche Stoffe" wird hier im Sinne der Interpretation zum Kriterium 2.6 benutzt (GMBl 1979, S. 161).
	Sh. hierzu Anhang 3

4.2.2.3 (1)

	
	Beispiele für zu betrachtende Kombinationen von Einwirkungen von außen mit zu unterstellenden Folgeereignissen sind der Tabelle 1 zu entnehmen, worin auch standortspezifische Kombinationen (z.B. Sturm und Hochwasser für küstennahe Standorte) aufgenommen sind.
	
	
	Siehe Darstellungen in den folgenden Zeilen.

	
	Die Störfall- und Störfallfolgelasten müssen mit den "äußeren Lasten des Gebrauchszustandes"2) (inkl. Schnee- und Windlast) und den "Reaktionen aus Zwang im Gebrauchszustand" 2) kombiniert werden 3). Bei der Überlagerung der Belastungen darf der zeitliche Verlauf berücksichtigt werden.
	4.1 (6)
	Einwirkungen von außen sowie aus Notstandsfällen und sich daraus ergebende Beanspruchungen sind grundsätzlich mit den spezifizierten statischen und dynamischen betrieblichen Beanspruchungen für die jeweiligen Anlagenteile zu kombinieren. Bei kurzzeitigen und sich nicht häufig wiederholenden betrieblichen Beanspruchungen oder Anlagenzuständen kann davon abgewichen werden, sofern nicht ein gleichzeitiges Eintreten auf Grund der Wahrscheinlichkeit und des Schadensausmaßes in Betracht zu ziehen ist.
	

	
	
	Anhang 5
3.2.1 (3)
	Kombinationen mehrerer zu unterstellender Einwirkungen von außen, oder Kombinationen dieser Einwirkungen mit internen Ereignissen sind gemäß den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ Nummer 4.2 (1) zu unterstellen.

Die Störfall- und Störfallfolgeeinwirkungen sind mit den „äußeren Lasten des Gebrauchszustandes“ (einschließlich Schnee- und Windlast) und den „Reaktionen aus Zwang im Gebrauchszustand“ zu kombinieren.
	

	
	Bei der Überlagerung der Belastungen darf der zeitliche Verlauf berücksichtigt werden.
	
	Es ist zulässig, bei der Überlagerung der Einwirkungen den zeitlichen Verlauf zu berücksichtigen.
	

	
	2)
"Äußere Lasten des Gebrauchszustandes" und "Reaktionen aus Zwang im Gebrauchszustand" sind erläutert in der Regel KTA 2201, Auslegung von Kernkraftwerken gegen seismische Einwirkungen, Teil 1: Grundsätze (Fassung 6/75)
	Anhang 1
	Reaktionen aus Zwang im Gebrauchzustand

Reaktionen baulicher Anlagenteile auf betriebliche Einwirkungen; z. B. Kräfte und Momente aus Temperatur, Kriechen, Schwinden und Auflagerverschiebungen.
	

	
	3)
Für Stahlbetonbauteile sind die zu berücksichtigenden Lastkombinationen bei Erdbeben, Flugzeugabsturz und äußeren Einwirkungen in den "Richtlinien für die Bemessung von Stahlbetonbauteilen von Kernkraftwerken für außergewöhnliche äußere Belastungen (Erdbeben, Explosionen, Flugzeugabsturz)", Fassung Juli 1974, Mitteilungen 6/1976 des Instituts für Bautechnik, Verlag Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin, angegeben.
	
	3)
Für Stahlbetonbauteile sind die zu berücksichtigenden Lastkombinationen bei Erdbeben, Flugzeugabsturz und äußeren Einwirkungen in den "Richtlinien für die Bemessung von Stahlbetonbauteilen von Kernkraftwerken für außergewöhnliche äußere Belastungen (Erdbeben, Explosionen, Flugzeugabsturz)", Fassung Juli 1974, Mitteilungen 6/1976 des Instituts für Bautechnik, Verlag Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin, angegeben.
	Sh. hierzu auch „Interpretation 2“ zu den SiAnf: „Anforderungen an die Ausführung der Druckführenden Umschließung, der Äußeren Systeme sowie des Sicherbehälters“, Abschnitt 6

	Tabelle 1
	Beispiele für Einwirkungen von außen und zu unterstellende Folgeereignisse
	Anhang 3
4.1 (3)
	Bei der Auslegung der Maßnahmen oder Einrichtungen sind für jede zu betrachtende Einwirkung die Auswirkungen auf die Anlage unter Berücksichtigung des zeitlichen Verlaufs der Einwirkung und aller zu erwartenden Folgewirkungen (wie z.B. Überlagerung mit Berstdruckwelle infolge von Behältern mit großem Energieinhalt im Maschinenhaus bei Erdbeben) im Rahmen eines Schutzkonzeptes zu ermitteln und zu berücksichtigen.
	

	Einwirkungen von außen 
	zu unterstellende Folgeereignisse
	
	
	

	Erdbeben
	standortunabhängig:

Trümmer von nicht erdbebensicher ausgelegten Bauwerken; Behinderung der Zugänglichkeit relevanter Gebäude; Versagen von Komponenten und Rohrleitungen, die nicht gegen Erdbeben ausgelegt sind; Brände innerhalb des Kernkraftwerks durch Kurzschlüsse in der elektrischen Anlage oder von ausströmenden brennbaren Medien, wenn die betreffenden Komponenten und Rohrleitungen nicht gegen Erdbeben ausgelegt sind; Notstromfall;

standortabhängig:

chemische Explosionen; gefährliche Stoffe; Brände außerhalb der Anlagen; Rauchentwicklung; Hochwasser;
	Anhang 3
4.1 (8)
4.2.1.1
	
	

	Hochwasser (inklusive Dammbruch)
	Behinderung der Zugänglichkeit relevanter Gebäude; Ausfall von Komponenten und Systemen infolge des Eindringens von Wasser;
	Anhang 3
4.1 (8)
4.2.1.2
	
	

	Sturm 
	standortunabhängig: Notstromfall

standortabhängig: Hochwasser
	Anhang 3
4.2.1.3
	
	

	Blitz
	standortunabhängig: Notstromfall

standortabhängig: Brände außerhalb der baulichen Anlage
	Anhang 3
4.2.1.3
	
	

	Flugzeugabsturz
	Trümmer und Wrackteile; Brände sowohl innerhalb nicht gegen Flugzeugabsturz geschützter Anlagenteile als auch außerhalb der baulichen Anlage; gefährliche Stoffe; Rauchentwicklung; Notstromfall; Behinderung der Zugänglichkeit relevanter Gebäude; Versagen von Komponenten, die nicht gegen die induzierten Erschütterungen ausgelegt sind; 
	Anhang 3
4.2.2.1
	
	

	chemische Explosionen
	standortunabhängig:

Trümmer; Behinderung der Zugänglichkeit relevanter Gebäude; Brände durch Kurzschlüsse in der elektrischen Anlage oder von ausströmenden brennbaren Medien, wenn die betreffenden Komponenten nicht gegen chemische Explosionen ausgelegt sind; Notstromfall; Versagen von Komponenten, die nicht gegen die induzierten Erschütterungen ausgelegt sind;

standortabhängig:

gefährliche Stoffe; Brände außerhalb der baulichen Anlage
	Anhang 3
4.2.2.2
	
	

	Brände(äußere)
	Rauchentwicklung; gefährliche Stoffe; Behinderung der Zugänglichkeit relevanter Gebäude; Notstromfall; Verqualmung innerhalb der Gebäude;
	Anhang 3
4.2.3.2
	
	


	Interpretationen zu dem Sicherheitskriterium 2.7: "Brand- und Explosionsschutz“ - Vorrang von Strahlenschutz oder Brand- und Explosionsschutz, besonders im Hinblick auf die Verqualmung des Sicherheitsbehälters
	Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke (SiAnf)

	
	Text
	Nr.
	Text
	Erläuterungen

	
	Die Brand- und Explosionsschutzmaßnahmen sind so zu planen, dass die Forderungen der Strahlenschutzverordnung und des Baurechts eingehalten werden können. Dazu sind Analysen durchzuführen, in denen auch die Folgen möglicher Brände und der Brandbekämpfung berücksichtigt werden.
	
	Die Brand- und Explosionsschutzmaßnahmen sind so zu planen, dass die Forderungen der Strahlenschutzverordnung und des Baurechts eingehalten werden können. Dazu sind Analysen durchzuführen, in denen auch die Folgen möglicher Brände und der Brandbekämpfung berücksichtigt werden.
	Anforderungen ergeben sich bereits aus dem BauR und der Strahlenschutzverordnung.

	
	An allen potentiellen Brandstellen, an denen die für eine wirksame Brandbekämpfung erforderliche Zugänglichkeit nicht gegeben ist (z.B. auf Grund von Brandfolgen oder der Höhe der zu erwartenden Strahlenbelastung), sind ortsfeste - fernbediente oder automatische - Löscheinrichtungen vorzusehen, damit das Betriebspersonal und die Feuerwehr dort nicht zur Brandbekämpfung eingesetzt werden müssen.
	
	An allen potentiellen Brandstellen, an denen die für eine wirksame Brandbekämpfung erforderliche Zugänglichkeit nicht gegeben ist (z.B. auf Grund von Brandfolgen oder der Höhe der zu erwartenden Strahlenbelastung), sind ortsfeste - fernbediente oder automatische - Löscheinrichtungen vorzusehen, damit das Betriebspersonal und die Feuerwehr dort nicht zur Brandbekämpfung eingesetzt werden müssen.
	Anforderungen vom Detaillierungsgrad einer KTA Regel und in der KTA 2101.1 Ziffer 4.2.4 (1) enthalten. 

	
	Die Branderkennungs- und Meldesysteme und die Löscheinrichtungen im Sicherheitsbehälter müssen so zuverlässig und wirkungsvoll sein, dass Brände auch ohne Entqualmung des Sicherheitsbehälters sicher und schnell lokalisiert und wirksam bekämpft werden können.
	Anhang 3
3.2.1 (16)
	Es ist sicherzustellen, dass durch geeignete Einrichtungen und/oder Maßnahmen zur Branderkennung, -alarmierung und -bekämpfung Brände im Sicherheitsbehälter auch ohne Entrauchung sicher und schnell lokalisiert und wirksam bekämpft werden können.
	


	Interpretationen zu dem Sicherheitskriterium 4.3: "Nachwärmeabfuhr nach Kühlmittelverlusten" - Ist das Kriterium 4.3 auch auf Störfälle ohne Kühlmittelverlust mit Ausfall der Hauptwärmesenke anzuwenden?
	Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke (SiAnf)

	
	Text
	Nr.
	Text
	Erläuterungen

	
	Die Forderungen des Kriteriums 4.3 an das System für die Nachwärmeabfuhr nach Kühlmittelverlusten gelten auch für die Systeme, die bei Störfällen ohne Kühlmittelverlust die notwendige Nachwärmeabfuhr aus dem Reaktorkern gewährleisten müssen. Demzufolge sind die Forderungen bezüglich Zuverlässigkeit gemäß Kriterium 1.1 und Beherrschung des Einzelfehlers während Instandhaltungsvorgängen auch an die Systeme zu stellen, die bei anlageninternen Störfällen ohne Kühlmittelverlust mit Ausfall der Hauptwärmesenke zur Kühlung des Reaktorkerns erforderlich sind. Zu diesen Störfällen zählen insbesondere

- 
Turbinenschnellschluss ohne Öffnen der Umleitstation,

- 
unbeabsichtigtes Schließen der Frischdampfarmaturen,

- 
Ausfall der Eigenbedarfsversorgung,

- 
Verlust des sekundärseitigen Kühlmittels bei Kernkraftwerken mit Druckwasserreaktor (z.B. beim Frischdampfleitungsbruch, beim Speisewasserleitungsbruch),

- 
Ausfall der Hauptspeisewasserversorgung.
	3.3 (4)
	Es muss ein zuverlässiges, redundant aufgebautes System zum Abfahren des Reaktors und zur Nachwärmeabfuhr bei Störfällen ohne Kühlmittelverlust und nach Einwirkungen von innen und außen vorhanden sein, welches gewährleistet, dass auch nach Unterbrechung oder Störung der Wärmeabfuhr vom Reaktor zur Hauptwärmesenke die sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien auch unter Beachtung der Anforderungen der Nummer 3.1 (7) erfüllt werden.
	Die in der Interpretation zu Kriterium 4.3 genannten Störfälle sind als Ereignisse in Anhang 2 zu den SiAnf enthalten.
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